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Nr. 58. Mittag Ausgabe, 


Deutſchland. 


0. C. Reichstags ⸗Verhandlungen. 
44. Sitzung vom 3. Februar. 
11 Uhr. Am Tiſche des Bundesrathes Delbrück, Kameke, v. Voigts⸗Rhetz, 
Mich elis, Nieberding u. A. 
Griter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung des Geſetz⸗ 
entwu! 8, betreffend die weitere Anordnung über Verwendung der durch 


das Geſez vom 2. Juli 1873 zum Retabliſſement des Heeres be 
| 3 * Thlr. und die zu dieſem Zweck ferner erforderlichen 
Geldmittel. 


Berichterſtatter Abg. Richter: Die Bud et⸗Commiſſion hat dieſem 
Geſetemwurf eine Reibe von Beſtimmungen dinzugefügt, die ſich auf die 
budgetrechtliche Bebandlung der Zinseinnahmen beziehen, welche aus der 
vorübergehenden Belegung zeitweilig entbehrlicher Beſtände der franzöſiſchen 
Kriegscontribution erwachſen. Die Commiſſion ſchlägt vor, zu beſtimmen, 
daß dieſe Zinseinnahmen, ſoweit fie vom Jahre 1877 ab erwachſen, auf den 
Eiat zu bringen find. Dieſelbe Beſtimmung wird auch getroffen in Bezug 
auf die bis 1877 erwachſenen Zinseinnahmen aus dem Retabliſſementsfond. 
Die Commiſſion iſt dabei von der Erwägung ausgegangen, daß die Bing: 
Einnahmen im finanzrechtlichen Sinne nicht derſelben Verfügung unterliegen 
wie die Capitalbeſtände, aus denen fie erwachſen find, ſondern daß es, um 
8 zu können, einer beſonderen Ermächtigung des Reichs⸗ 
ges bedarf. 
Der Geſetzentwurf wird hierauf in der von der Commiſſion vorgeſchla⸗ 
gene Faſſung ohne Discuſſion dom Haufe angenommen. Es folgt die 
weite Berathung des Geſetzentwurfs, betreffend die Verwendung der 
ranzöſiſchen Kriegskoſtenentſchädigung. 5 
Berichterſtatter Abg. Richter: Die Commiſſion ſah ſich genöthigt, die in 
1 dieses Geſetzes ursprünglich von der Regierung geforderte Summe von 
23,468 Mark auf 64,294 Mark zu erhöhen, da nachgewieſen wurde, daß die 
Koſten der im Jahre 1871 ausgeführten Desinfection der Soldatengräber 
bei Metz nicht, wie urſprünglich angenommen war, von dem Landes baushalt, 
r Elſaß⸗Lothringen, ſondern von dem Reiche zu tragen ſind. Im Uebrigen 
t auch bier die Commiſſion die bei dem vorigen Geſetzentwurf erwähnten 
eſtimmungen wegen der Zinseinnahmen eingefügt. 
Der Geſetzentwurf wird hierauf unverändert nach den Beſchlüſſen der 
Commiſſion angenommen. 5 
Es folgt die zweite Berathung des Geſetzentwurfes, betreffend die zur 
Erwerbung und Herrichtung eines Schießplatzes für die Artillerie: 
rüfungs⸗Commiſſion, zur Erweiterung des Dienſtgebäudes des 
eneralſtabes der Armee zu Berlin und zu Kaſernenbauten in 
1 Leip g und Bautzen ferner erforderlichen, aus der franzöſiſchen Kriegs⸗ 
2 zu deckenden Geldmittel. 
Die Commiſſien beantragt neben der unveränderten Annahme der Re⸗ 
gierungsvorlage folgende Reſolution: Der Reichstag wolle die Erwartung 
ausſprechen, daß künftig ein bei Nachſuchung von Geldbewilligungen zum 
Grunde gelegtes Bauprogramm einſeitig nicht geändert werde, auch über 
erhebliche Mehrkoſten, welche ſich bei Ausführung eines unveränderten Bau⸗ 
programms gegen den der erſten Geldbewilligung zum Grunde gelegten 
Koſtenanſchlag ergeben, dem Reichstage bei der nächſten Berathung des 
Reichshaus haltsetats Mittheilung gemacht werde. 0 BR 
Berichterſtatter Abg. Richter: Zu der Reſolution hat in erfter Linie die 
Mehrkoſtenforderung für die Erweiterung des Generalſtabsgebäudes Anlaß 
iD Im Jahre 1873 wurden hierfür 475,000 Thaler bewilligt, wovon 


* 


0% Thaler auf den Grunderwerb, die übrigen 175,000 Thaler guf die 
geullichen Baukoſten entfallen ſollten. Gegenwärtig wird nun der vierfache 
Betrag dieſer Baukoſten⸗Summe, nämlich 2,100,000 Mark ſtatt der früher 
geforderten 525,000 Mark verlangt. Die Commiſſion bat feſtgeſtellt, daß 
der größte Theil dieſes Mehrbetrages darauf beruht, daß ein völlig anderes 
Bauprogramm der Erweiterung des Gebäudes = Grunde gelegt worden iſt 
als e angegeben war. Die Commiſſion ſah darin einen Verſtoß 
egen das Budgetrecht des Reichstages und gab dieſer Auffaſſung in der 
eſolution Ausdruck ? b 5 ! 

Der Geſetzentwurf mit der Reſolution wird hierauf genehmigt. 

Nachſter Gegenſtand der Tagesordnung iſt die zweite Berathung des Ge: 
ſetzentwurfes über die gegenſeitigen Hilfskaſſen. 

§ lautet: Kaſſen, welche die gegenſeitige Unterſtützung ihrer Mitglieder 
ir den Fall der Krankheit bezwecken, erhalten die Rechte einer eingeſchrie⸗ 
8 Hiljskaſſe auf Gegenſeingkeit unter den nachſtehend angegebenen Be: 

ingungen. 

Berſchterſtatter Abg. Dr. Oppenheim: Für die leitenden Gedanken, 
welche in der Commiſſion bei der Bearbeitung des vorliegenden Geſetzes maß⸗ 
gebend waren, kann ich auf die Motivirung in dem gedruckten Berichte ber: 
weiſen. Auch dieſes Geſetz iſt wie alle complicirteren Geſetze eine Frucht 
bon Compromiſſen — nicht politiſcher Parteiſtandpunke, ſondern entgegen: 
ſtehender Anſichten und der in denſelben ſich ſpiegelnden Intereſſen. Wollte 
man das vorliegende Geſetz nach einem einfeitigen und abſolut principiellen 
Standpunkte beurtheilen, ſo. müßte man es verwerfen. Ich bin gefaßt da⸗ 
rauf, daß es auf keiner Seite . erregen wird. Dieſer Zweifel an 
ſeiner Vortrefflichleit ift vielleicht heilſam, da die abſolut principiellen Geſetze 
ſelten für das Leben paſſen. Wir ſtehen dem Nothſtande der Geſetzgebung 

egenüber, ein ausdrüclich gegebenes Wort einzulöſen, dem Nothſtande der 
ehörden, welche mit den bisherigen Geſetzen nicht auskommen konnten, 
einem Nothitande der freien Kaſſen, für die noch keine rechte Grundlage ge⸗ 
wonnen iſt, ja ſogar, wie in den Regierungsmotiven angedeutet wird, einem 
!bitande der fogenannten Zwangskaſſen, die über ihre Zukunft im Un ⸗ 
ten ſind. Das Nichtzuſtandekommen des Geſetzes wäre alſo eine Gala: 
— enſo aber auch das Zuſtandekommen in einer Geſtalt, welche nicht 
= guet wäre, ins Leben einzugreifen und nicht die Sympathien der beiref: 
8 nalen als en ſich zu erwerben. e 
Pe ir müſſen alſo zunächſt den geſetzgeberiſchen und auch den thatſächlichen 
N — — uge ſaſſen. Ohne unmittelbar an die ſociale Frage anknüpfen 
— it — muß ich den Inhalt dieſes Geſetzes dahin bezeichnen, daß wir den 
wollen en Klaſſen das Grundrecht der freien Kaſſenbildung gewähren 
mein 30 ‚einem bisher unfreien Gebiete. Wir wollen dies thun aus allge: 
— ische fab dem Suangstaflenffem gegenüber, ferner aus ethiſchen 
nen Aiden Rüdjihien, um die Arbeiter an die Selbitverwaltung zu 
gegen mögliche nahen natürlich auf der anderen Seite Schutzmaßregeln 
träͤchtigung der brauche eines, ſolchen Rechts schaffen, welche zur Beein⸗ 
dürfen weder die m onlichen Freiheit führen könnten. Aber dieſe Garantien 
beſchränken. In 2 a enbildung erſchweren noch den Verſicherungstrieb 
nicht unweſentlich verand unkte bat die Commiſſton den Regierungsentwurf 
mung schärfer zu — fie bat verſucht, das Recht der Selbſtbeſtim⸗ 
— A Etruchte beg Geſeind das Aufſſichtsrecht genau zu fallen. In 
an Stelle des Verwaltungs 5 1 einem Pant der Rechtsweg 
Aberlaſſe ich de San dt eingeführt. Eine weitere Erörterung 
Abg. Rickert hält die revackionelle Aende ie di i 
%%% bie, der Zaffung der Rrgmrunge- 
ſaalage gemäß, anftatt eingeſchriebene Hilfskaſſen auf Gegenſeitigteir“ zu 
8 E „Pune Sie Be 
„Abg. Bamberger: Ver Aust ggegenſeitige Hilfskaſſen“ würde in 

Diejem Geſetz ganz nach der Analogie des Ausbeute beinen Strumpf⸗ 
ler“ gebildet ſein und iſt daher durchaus zu perwerfen. 

Di bg. Grumbrecht beantragt, die Worte „auf Ge enfeitigkeit“ zu ſtreichen. 
ejelben feien ganz überflüſſig, da der Paragraph bereits den Ausdruck 

"gegenjeitige Unterſtützung“ enthält. f 

ee bierauf mit der dom Abg Grumbrecht beantragten Modification 

men. 

all 2 lautet: Die Kaſſe hat einen Namen anzunehmen, welcher von dem 
— anderen, an demſelben Orte oder in derſelben Gemeinde befindlichen 

Hüſtteſſen verſchieden iſt und die zuſätzliche Bezeichnung: „eingeſchriebene 

kaſſe“ enthält. Der Paragraph wird ohne Discuſſion angenommen. 
3 beſtimmt: Das Statut der Kaſſe muß Beſtimmung treffen: 1) über 
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Mitglieder; 3) über die Höhe der Beiträge, welche von den Mitgliedern zu 
entrichten ſind, und, falls die Arbeitgeber zu Zuſchüſſen geſetzlich verpflichtet 
ſind, über deren Höhe; 4) über die Vorausſetzungen, die Art und den Um⸗ 
fang der Unterſtützungen; 5) Ueber die Bildung des Vorſtandes (die Ver⸗ 
tretung der zu Zuſchüſſen geſetzlich verpflichteten Arbeitgeber in demſelben 
ſowie) über die Legitimation ſeiner Mitglieder und den Umfang ſeiner Be⸗ 
fugniſſe; 6) über die Zuſammenſetzung und Berufung der Generalverſamm⸗ 
lung, über die Art ibrer Beſchlußfaſſung und über die Stimmberechtigung 
der zu Zuſchüſſen geſetzlich verpflichteten Arbeitgeber; 7) über die Abände⸗ 
rung des Statuts; 8) über die Verwendung des Kaſſenvermögens im Falle 
der Auflöſung oder Schließung der Kaſſe; 9) über die Aufſtellung und Prü⸗ 
fung der Jahresrechnung. Das Statut darf keine den Vorſchriften dieſes 
Geſetzes zuwiderlaufende Beſtimmung enthalten. f 

Hierzu beantragt Abg. Grumbrecht dem letzten Abſatze folgende 
Faſſung zu geben: „Das Statut darf keine Beſtimmung enthalten, welche 
mit dem Zwecke der Kaſſe nicht in Verbindung ſteht oder den Vorſchriſten 
dieſes Geſetzes zuwiderläuft“. 

„Ferner beantragt Abg. Bebel: in Nr. 5 die Worte „die Vertretung der 
mit Zuſchüſſen betheiligten Arbeiter in demſelben“ zu ſtreichen. 

Berichterſtatter Dr. Oppenheim: Ich muß mich gegen das Amendement 
Grumbrecht erklären. Es enthält erſtens ewas Ueberflüſſiges und zweitens 
etwas, was ſchon im Geſetze ſtebt, nämlich im Schluß des § 3. Wie weit 
die Zwecke der Kaſſen geben können, werden wir ſpäter bei dieſem Geſetze 
zu beſchließen haben. § 3 enthält das, was das Statut enthalten muß, 
ein großer Theil der übrigen Paragraphen, was das Statut enthalten kann. 
Was nach der Definition des Geſetzes dem Kaſſenzwecke nach zuwiderläuft, 
wird die Verwaltungsbehörde bei der Prüfung des Statuts eo ipso nicht 
zulaſſen. Man könnte ebenſo gut beſchließen, daß das Statut keine Abhand⸗ 
lung über die Unſterblichkeit der Seele emhalten darf. Ich halte ſomit das 
Amendement Geumbrecht für überflüſſig. 

Abg. Sonnemann kann ſich dem Antrage Bebel nur durchaus an⸗ 
ſchließen. Das Mißtrauen der Arbeiter gegen die Arbeitgeber wird in hohem 
Maße geſtärkt, wenn den letzteren das unbedingte Recht der Vertretung im 
Vorſtande dieſer Kaſſen eingeräumt wird. Daß überhaupt mit dem Beitrags⸗ 
recht der Arbeitgeber zu dieſen Kaſſen häufig der größte Mißbrauch getrieben 
wird, ſei unbeſtreitbar. \ , 

Bundescommiſſar Geh. Rath Nieberding: Der Vorredner ſcheint an⸗ 
unehmen, daß mit Beibehaltung der betreffenden Beſtimmung in Nr. 5 die 
Zuschuß leiſtenden Arbeitgeber unbedingt, auch gegen ihren Willen, im Vor⸗ 
ſtande vertreten ſein müſſen. Das iſt unrichtig; es kann nach § 3 der 
2 5 leiſtende Arbeitgeber erklären, daß er auf dies Vertretungsrecht 
verzichte. 

Abg. Bebel: Thatſächlich wird es, wenn die Nr. 5 unverändert be: 
ſtehen bleibt, doch ſtets darauf hinauskommen, daß der Arbeitgeber im Vor⸗ 
ſtand dieſer Kaſſen vertreten iſt. Kein Arbeitgeber wird fi verpflichten 
laſſen, einen beſtimmten Beitrag in die Kaſſe zu zahlen, wenn er nicht das 
Recht der Vertretung im Vorſtand, das er nach Nr. 5 verlangen kann, ein⸗ 
geräumt erhält. Wird dieſe Vorlage Geſetz, ſo werden wir es erleben, daß 
bei allen beſtehenden Kaſſen die Fabrikanten die erſten ſind, welche die 
he umändern, um ſich in den Beſitz des ihnen hier gewährten Rechtes 
zu ſetzen. 5 
Abgi Grumbrecht: Mein Antrag iſt eine durchaus nothwendige Er⸗ 
gänzung zu § 3. Wird berjelbe nicht angenommen, fo könnten als Bedin⸗ 
gungen der Aufnahme halbabſurde Beſtimmungen in die Statuten geſetzt 
werden, wie z. B. Aufnahme kann nur der finden, der ſich zum Atheismus 
bekennt, oder der anerkennt, daß jeder Arbeiter, deſſen Lohn verkürzt wird, 
das Arbeitsverhältniß zu kündigen habe. Wird ein ſolches Statut der Ver⸗ 
waltungsbehörde vorgelegt, ſo könnte ſie es nicht ablehnen, denn es wider⸗ 
ſpräche den een ae dieſes Geſetzes nicht. Ich kann nur dringend 
bitten, meinen Antrag anzunehmn. 

Berichterſtatter Abg. Dr. Oppenheim: Dem Abg. Grumbrecht er: 
widere ich, wenn meine Beiſpiele nur die Abſurditat tragen, jo tragen die 
ſeinigen die Unſittlichkeit der Bedingung. Jedes feiner Beiſpiele könnte 
unter die Kategorie der conditio turpis fallen. Ich halte es in der That für unſtit⸗ 
lich, ein Glaubens bekenntniß zur Bedingung don Geſchäftsverhaltniſſen zu machen 
und jo würden auch die Gerichte entſcheiden. Er beruft ſich auf die zweifel⸗ 
bafte Minorität in der Commiſſion; wäre er zugegen geweſen, ſo bätte er 
vielleicht nach Anhörung der Gründe mit der Majorität geſtimmt. (Heiter: 
keit.) Den Herren Abgg. Bebel und Sonnemann gegenüber ſtehe ich natür⸗ 
lich auf dem Boden der Vorlage. Es it Niemandem in dieſem Hauſe ein⸗ 
gefallen, auf das Gefühl der Humanität der Arbeitgeber zu ſpeculiren. 
Müßten wir das, fo wäre es um die Induſtrie ſchlecht beſtellt. Wir rechnen 
nicht auf die Humanität, ſondern auf das wohlverſtandene Intereſſe der 
Arbeitgeber. Bei dem vorigen Geſetze iſt ſchon entſchieden worden, daß die 
Arbeitgeber herangezogen werden können. Die SS 16 und 20 dieſes Geſetzes 
handeln von den Verpflichtungen und Rechten, nicht Vorrechten, an der Ver⸗ 
waltung Theil zu nehmen. Dort haben wir die Materie zu entſcheiden, 
fällt dieſe Entſcheidung gegen die Commiſſionsvorſchläge aus, ſo haben wir 
rückwärts § 3 zu ändern. In Nr. 2 des § 3 wird auch der Austritt des 
Ausſchuſſes gemeint, wie aus § 15 ſich ergiebt. Ich hoffe, darin keinen 
Widerſpruch ge finden und dadurch eine Unklarheit brevi mann abgewieſen 
zu haben. Bei der Abſtimmung wird dierauf das Amendement Bebel ab⸗ 
gelehnt, das Amendement Grumbrecht und mit dieſer Modification des Para⸗ 
graphen vom Hauſe angenommen. 


Nach § 4 ſteht die Entſcheidung über die Zulaſſung der Kaſſe der betref⸗ 
fenden höderen Verwaltungsbehörde innerhalb 6 Wochen nach Einreichung 
des Statuts zu. Gegen die Verſagung der Zulaſſung ſteht Recurs zu. 

Der Paragraph wird ohne Debaite angenommen. 

§ 5, welcher den Kaſſen das Recht einer juriſtiſchen Perſon giebt, wird 
o hne Debatte genehmigt. ; 5 

Die §§ 6 und 15 werden in der Discuſſion zuſammengefaßt. § 6 lautet: 
„Zum Beitritt der Mitglieder iſt eine ſchriftliche Erklärung oder eine Erklä⸗ 
rung vor dem Vorſtande erforderlich. Den Mitgliedern dorf die Verpflich⸗ 
tung zu Handlungen oder Unterlaſſungen, welche mit dem Kaſſenzweck in 
keiner Verbindung ſtehen, nicht auferlegt werden. 

Hierzu beantragt Abg. Heyl: „als 3. Alinea hinzuzufügen: Ingleichen 
darf ihnen die Betbeiligung an ſolchen Geſellſchaften oder Vereinen, welche 
politiſche Zwecke verfolgen, nicht zur Bedingung geſtellt werden.“ 

§ 15 lautet: „Der Ausſchluß von Mitgliedern aus der Kaſſe kann nur 
unter den durch das Statut beſtimmten Formen und aus den darin beyeich 
neten Gründen erfolgen. Er iſt nur zuläſſig, bei dem Wegfall einer die 
Aufnahme bedingenden Vorausſetzung, für den Fall einer Zahlungsſäumniß 
oder einer ſolchen ſtrafbaren Handlung, welche eine Verlegung der Beſtim⸗ 
mungen des Statuts in ſich ſich ſchließt. Jedoch können wegen des Aus⸗ 
trittes oder Ausſchluſſes aus einer Geſellſchaft oder einem Vereine Mit⸗ 
geben, welche einer Kaſſe drei Jahre angehört haben, nicht mehr aus dieſer 

aſſe ausgeſchloſſen werden. 

Hierzu beantragen: 

1) Abg. Moufang: An Stelle des letzten Satzes zu jagen; „Der Ans: 
geſchloſſene hat Anſpruch auf eine Entſchädigung aus den während der Jahre 
ſeiner Mitgliedſchaft gemachten Erſparniſſen. + 

2) Abg. Grumbrecht: In dem leßten Satze die Worte: „welche einer 
Kaſſe drei Jahre angehört haben“ und das Wort: „mehr“ zu ſtreichen. 

3) Abg. Duncker: In dem letzten Satze hinter den Worten: „oder einem 
Vereine“ einzuſchalten: oder wegen Ausſchließens oder Entlaſſens aus der 
Arbeitsſtelle.“ f ; 

4) Abg. Bebel: An derſelben Stelle einzuſchalten: „oder einer Fabrik.” 

Abg. Grumbrecht: Die Commiſſion hielt von Anfang an die SS 6 und 
15 der Regierungsvorlage für unanuehmbar, man wollte im Gegenſatz zu 
ihr in keiner Weiſe Vereine, Genoſſenſchaften und Geſellſchaften bindern, der⸗ 
artige Kaſſen ausſchließlich für ihre Mitglieder zu gründen. Auf der andern 
Seite ver hehlte man ſich nicht die Bedenken der Verbindung ſolcher Vereine 
mit Inſtituten, welche vermögensrechtliche Folgen haben. Bei den Ver⸗ 
ſuchen, die Vorlage zu verbeſſern, kam man zuletzt darauf, den Ausſchluß 
aus derartigen Vereinen nicht mit der Folge des Ausſchluſſes aus den mit 


nen, Sitz und Zweck der Kaſſe; 2) über den Beitritt und Austritt der ihnen in Verbindung ftehenden Krankenkaſſen zu verſeden. Daß man, wie 


ee. 


die Commiſſion vorſchlägt, nur diejenigen ſichern will, der gerade 3 Jahre 
der Kaſſe angehört hat, iſt ganz willkürlich. Das Beſte wäre vielleicht den 
Ausgeſchloſſenen zu entſchädigen. Dann müßte man aber jedenfalls dem 
freiwillig Ausgetretenen jede Entſchädigung verſagen, denn ſonſt könnte eine 
ſolche Beſtimmung zur Erzwingung der Reſtituirung von Beiträgen miß⸗ 
braucht werden. Mein Antrag bezweckt, eine Entſcheidung über die hier vor⸗ 
liegende Principienfrage herbeizuführen. 

Abg. Bebel: Beſchränkt ſchon der zweite Abjah des $ 6 die Vereins⸗ 
freiheit in einer durch Nichts zu rechtfertigenden Weiſe, ſo verſchlimmert das 
Amendement des Abg. Heyl die Sache noch viel mehr, denn was ſind „po⸗ 
linſche Zwecke“? Nach einer kürzlich erlaſſenen Definition des Obertribunals 
iſt jeder Verein, der ſich um öffentliche Angelegenheiten belümmert, ein „vos 
luiſcher“. Was find wiederum „öffentliche Angelegenheiten“? Eine zur Ab⸗ 
ſendung einer Petition oder eines Proteſtes an den Reichstag wegen einer 
befürchteten oder eingetretenen reactionären Anwendung dieſes Geſetzes 
Seitens der Regierung einberufene Verſammlung kann nach der Definition 
des Obertribunals als ein politiſcher Verein betrachtet werden. Dieſe Deſi⸗ 
nition iſt eben beliebig dehnbar. Der Antrag Heyl trägt den Charakter des 
Klaſſenbaſſes an ſich, und wären wir Diejenigen, die die Maſſen nur auf⸗ 
hetzen wollen, wir müßten ſeine Annahme wünſchen, denn eine beſſere Waffe 
könnte uns nicht in die Hand gegeben werden; auch der einfältigſte Arbeiter 
würde einſehen, daß ihm bier einfeitig ein Unrecht zugefügt wird. Mein 
Amendement zu $ 15 Hit eine einfache Conſquenz der Commiſſionsbeſchlüſſe, die 
dem begegnen ſollen, daß ein Arbeiter beliebig an die Luft geſetzt wird ⸗ 
wenn er auch viele Jahre gearbeitet hat. Die neulich ausgeſprochene Anſicht 
des Abg. Websky, die Krankenkaſſen wären nur zur Hilfsleiſtung für den 
Augenblick beſtimmt, und der Vergleich mit der Feuerverſicherung trifft 
keineswegs zu, denn der Arbeiter kann jeder Zeit ausgeſchloſſen werden, 
ohne austreten zu wollen. 5 

Abg. Moufang: Ein Mitglied ohne Entſchädigung auszuſtoßen, verletzt 
ſein erworbenes Recht. Dieſes bezweckt mein Antrag, einem Solchen, den 
man auszutreten gezwungen hat, dahin ſein Recht zu wahren, daß ihm je 
nach der Dauer feiner Mitgliedſchaft eine verhältnißmaßige Entſchadigung 
zu Theil wird. Bei dem freiwilligen Austritt ſoll ſie nicht eintreten. Etwas 
Wahres iſt daran, daß die Krankenkaſſen von Vierteljahr zu Vierteljahr, von 
Jahr zu Jahr gelten, daß fie ſich zu Neujahr eigentlich auflöſen, um für das 
nächſte Jahr von Neuem zuſammenzutreten. 

Abg. Heyl: Die Gefahr des Geſetzes liegt darin, daß es den politiſchen 
Vereinen wegen des Verſicherungszwanges erleichtert wird, ihre Tendenz 
binter der ſoliden Firma einer anerkannten Kaſſe zu verbergen und eine 
Arbeiterorganiſation zu ſchaffen, die ſonſt nicht möglich wäre. ein Amen⸗ 
dement bezweckt zu verhindern, daß politiſche Vereine durch Ausſchluß diſſen⸗ 
tirender Mitglieder und Wegnahme erworbener Rechte Strafmittel anzuwen⸗ 
den ſuchen. Da der Antrag Grumbrecht zu § 15 dieſen Schutz vielleicht noch 
wirkſamer gewährt, jo * ich mein Amendement zurück. 
Bundescommiſſar Geh. Rath Nieberding: Die Regierungen beabſich⸗ 
ligen keineswegs mit Hilfe dieſer Paragraphen jeder Afiocıation der Arbeiter 
für ibre wirthſchaftlichen Zwecke entgegenzutreten; im Gegentheil, es werden 
dieſe Intereſſen, wenn die Aſſociationen ſich in den Grenzen der Geſetze 
halten und den ſocialen Frieden nicht ſtören, mit Hilfe dieſer Paragraphen 
eben ſo, vielleicht beſſer als bisher, erreicht werden. Wenn über die Be⸗ 
ziehungen der beiden in Abſatz 2 des § 6 der Vorlage enthaltenen Verbote 
zu einander Zweifel entſtanden find, jo mag dies daher kommen, daß die⸗ 
beiden Beſtimmungen ſich theilweiſe allerdings decken. Man kann fagen, 
daß, wenn beſtimmt iſt, daß der einer Kaſſe Beitretende nicht gleichzeitig 
zum Eintritt in einen Verein gezwungen werden kann, eine ſolche Beſtim⸗ 
mung auch das Verbot der Verpflichtung zu beſtimmten Handlungen und 
Unterlaſſungen enthält, aber es giebt doch Falle, in denen Zweifel darüber 
entſtehen können, ob durch das Verbot der Verpflichtung zu beſtimmten 
Handlungen oder Unterlaſſungen daſſelbe erreicht wird, was durch das 
Verbot der Verpflichtung der Belhelligung an Gefollſchaften erreicht 
werden ſoll. Beſtimmt das Statut einer zu Unterſtützungen bon erkrankten 
Geſellen beſtimmten Kaſſe, daß die Mitglieder verpflichtet ſind, z. B. einem 
Turnverein beizutreten, ſo wird eine ſolche Beſtimmung unzweifelhaft eine 
ſolche ſein, welche mit dem Kaſſenzweck in keiner Verbindung ſteht. 

Beſtimmt dagegen ein Statut, die Mitglieder der Kaſſe ſind verpflichtet, 
dem Turnverein, der fie errichtet hat, beizutreten, fo kann man zweifelhaft 
ſein, ob das eine Verpflichtung zu einer Handlung ſei, welche mit dem Kaſſen⸗ 
zweck in keiner Verbindung ſteht. Nach der Auffaſſung der Regierung muß 
auch das unterſagt werden und dazu iſt die 1 Beſtimmung hinzu⸗ 
gefügt, daß überhaupt ausgeſchloſſen ſei, die Mitglieder der Kaſſe zur Be⸗ 
theiligung an Geſelllchaften oder Vereinen zu verpflichten. Die Tragweite 
des von der Commiſſion geſtrichenen Paſſus will alſo verhindern, die Vereine 
und Kaſſen abjolut zu identifiziren. Der Praxis, daß Jemand, der einer von 
einem Verein gegründeten Kaſſe beitreten will, zurückgewieſen wird, wird 
durch die Annahme der Beſtunmung vorgebeugt, daß der Grund der Zurück⸗ 
weiſung ſtets angegeben werden muß und nicht darin beſtehen darf, daß der 
Betreffende ablehnt, gleichzeitig jenem Vereine beizutreten. Eine ſolche Bes 
ſtimmung würde dieſen wohltbätigen Einrichtungen entgegengetreten und 
deshalb haben die Regierungen den Kaſſen in dieſer Beziehung eine freie 
Bewegung geſtattet in der Meinung, daß die materiellen Intereſſen der Kaſſen 
von ſeloſt dahin führen werden, eine derartige mißbräuchliche Praxis zu ver⸗ 
hindern. Es könnte auch ein Verein durch ſein Statut ſeine Mitglieder ver⸗ 
pflichten, ohne Ausnahme einer von ihm gegründeten Kaſſe beizutreten. Auch 
einer derartigen Einrichtung beugt die Regierungsvorlage vor. Die Faſſung 
der Commiſſton iſt zweifelhaft. Gilt das Verbot der Verpflichtung der Mit⸗ 
glieder, gewiſſe Handlungen zu begehen oder zu unterlaſſen, nicht auch für 
einen mit der Kaſſe in Verbindung ſtehenden Verein, ſo iſt es illuſoriſch, 
man wird einfach mit der Kaſſe einen Verein verbinden und das, was in 
das Statut der Kaſſe nicht aufgenommen werden darf, in das Statut des 
Vereins ſetzen. Iſt aber der Sinn der Faſſung der Commiſſion, es dürfen 
weder in dem Statut der Kaſſe, noch auch des zugehörigen Vereins die Mit⸗ 
glieder zu beſtimmten Handlungen oder Unterlaſſungen, welche nicht mit der 
Kaſſe in Beziehung fteben, verpflichtet werden, fo iſt es richtiger, die directe 
und vollſtändige Faſſung der Regierungen anzunehmen. Ich muß beſtreiten, 
daß die Kaſſen nur in Verbindung mit Vereinen gedeihen können; das Zeug⸗ 
niß aller zugezogenen Sach verſtändigen und die kürzlich von dem preußiſchen 
Handels⸗Miniſterinm über die Kaſſen gegebene Ueberſicht ſprechen dagegen: 
die nicht in ſolchen Beziehungen ſtehenden Vereine ſind gediehen, die andern 
zurückgegangen. Das Amendement des Adg. Grumbrecht kommt der Re⸗ 
ar allerdings entgegen, verhindert aber nicht die Ausübung eines 
Terrorismus gegen 9 Mitglieder in den Kaſſen. Man kann danach 
ſolchen das Leben ſo ſauer machen, daß ſie freiwillig austreten. Der Gedanke 
des Amendements des Abg. Moufang iſt theoretiſch ganz berechtigt, praktiſch 
aber nicht ausführbar. 


Abg. Schul ze⸗Delitzſch: Ich muß den Auffaſſungen des Herrn Re⸗ 
gierungsvertreters und den irrigen Interoretationen der Commiſſions⸗Be⸗ 
ſchlüſſe entgegentreten. Abſatz 2 des § 6 ift unnöthig, denn die Mitglieder 
müſſen vorher Vercinsmitglieder ſein, um zur Aufnahme in die Kaſſe vor⸗ 
geſchlagen zu werden. Die arbeitenden Klaſſen müſſen erſt an das Vereins⸗ 
leben gewöhnt werden, ebe ſie das Recht der freien Kaſſendildung richtig be⸗ 
nutzen werden. Ich kenne verdienſtvolle Krankenkaſſen, welche ſich nicht auf 
das Vereinsleben gründen, für dieſe brauchen wir aber kein Geſetz zu machen, 
da ſie die Conceſſton ohnehin bekommen. Für mich iſt die Ablehnung der 
Commiſſionsfaſſung gleichbedeutend mit dem Verbot der freien Kaſſen im 
Ganzen. Die Bedingungen des § 15 ſind in gewiſſer Weiſe berechtigt. Ich 
begreife ganz und gar nicht, welche größere Garantie denn noch die Bundes⸗ 
regierungen für den geſunden Kern und für die Tüchtigkeit der an den 
Kaſſen betheiligten Arbeiter verlangen und erwarten können, als diejenige, 
was die Gewerksvereinskaſſen, die ſeit langen Jahren mit a. 6 
Wirkſamkeit beſtehen, thatſächlich geleiſtet baben. Sie haben lebens fäbige 
Kaſſen errichtet und mit ihren ſauer verdienten Spargroſchen rg das Fun⸗ 
dament gegeben, wodurch fie die ganze Geſellſchaft von den traurigen Pflich⸗ 
ten entlaßet haben, die nothwendig da eintreten müſſen, wo leine ſolchen 
Kaſſen exiſtiren. Was die Kaſſen der ſocialde mokratiſchen Arbeiterpartei bes 
trifft, fo unterliegen auch fie der öffentlichen Rechnungslegung und müſſen 
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Commiſſionsvorſchläge ſteht und dieſe nur in zweckmäßiger Weiſe ergänzt, 


zu den Zwecken der Krankenpflege derwendet werden. Mehr kann man nicht 
verlangen. Man bricht mit dem Princip der Selbſthilfe die Stütze der So⸗ 
cialdemokratie, welche auf die Zeit der Arbeitsloſigkeit fpeculirt. Für mich 
und meine Freunde iſt die Verwerfung des § 6 gleichbedeutend mit der Ber: 
werfung der in jo glücklicher Weiſe begonnenen Hilfekaſſen und wir würden 
eine Einlenkung in dieſen Pfad lebhaft bedauern. Hören wir auf, die von 
der Regierung bisher fo protegirten, auf dem Princip geſunder Selbſthelfe 
beruhenden Beſtrebungen der Arbeiter zu unterſtützen, ſo machen wir die 
preußiſchen Gewerksvereinskaſſen todt, und Preußen iſt mehr als die Hälfte 
des ganzen Deutſchland. Die Remedur gegen einen ſolchen Schlag würde 
der preußiſche Landtag zu ſchaffen haben, während der Reichstag die parti« 
cularen Geſetzgebungen in richtige Bahnen lenken ſollte, und eine ſolche Ne- 
medur erwarte ich eventuell vom preußiſchen Landtage. (Beifall links) 
Abg. Jacobi wendet ſich gegen die Ausführungen des Bundescommiſſars. 
Der Anſchluß an den Verein ſei der allein richtige Boden für das Hilfs⸗ 
kaſſenweſen, da die beſtehenden Hilfskaſſen eben dem Vereinsleben ihren 
Aufſchwung verdanken. Sollte die Erfahrung lehren, daß man mit dem 
Vorſchlag der Commiſſion wirklich auf eine gefährliche Brücke getreten ſei, 
ſo würde in der nächſten Seſſion immer noch Zeit zu einer Abänderung des 
Geſetzes fein. — Abg. Weſtermayer iſt ebenfalls gegen die Wiederher⸗ 
ſtellung der Regierungsvorlage, deren $ 6 nach dem Urtheil der gewiß con 
ſervativen lutheriſch⸗evangeliſchen „Kirchenzeitung“ den Stempel des ſchwär⸗ 
zeſten Conſervatismus trägt und zweifellos dazu beitragen müßte, die freien 
Kaſſen zu vernichten. Abg. Thiel bekämpft vorzüglich das Amendement 
Grumbrecht, was die Disciplin der freien Vereine, damit aber dieſe Bildun⸗ 
gen ſelbſt unterbinden und den ſocialen Conflict nur verſchärfen müſſe. Abg. 
Duncker emefiehlt fein Amendement, welches ſich von dem Bebelſchen nur 
durch die beſſere redactionelle Faſſung unterſcheidet, auf dem Boden der 


während das der Regierungsvorlage am nächſten ſtehende Amendement 
Grumbrecht bei allen Arbeitern die Empfigdung ſchneidenden Unrechts und 
ungleicher Behandlung gegenüber den Arbeligebern hervorrufen müſſe. 
Eventuell ſei immer noch dem Amendement Moufang der Vorzug zu geben, 
ſofern ſich eine Faſſung dafür finden laſſe, welche dem Richter einen be⸗ 
ſtimmten Anhalt bezüglich der Höhe des von dem Ausgeſchloſſenen zu bean⸗ 
ſpruchenden Schadenerſatzes giebt. Die SS 3, 6 und 15 der Regierungsvor⸗ 
lage würden im Zuſammenhange den Staatsanwälten die beſte Hauphabe 
gegen das Vereinsweſen geben, gleichzeitig aber den Vereinen die Mittel ent» 
ziehen, eine geſunde Organiſation herbeizuführen, welche es ihnen endlich 
e ſtatt agitatoriſcher Zwecke, wirklich die Verbeſſerung ihres Looſes 
zu erſtreben. 7 u 
Bundes bevollmächtigter Miniſter Dr. Achenbach: Die Ausdehnung der 
Debatte über die SS 6 und 15 beweiſt, daß es bier um einen Kernpunkt des 
Geſetzes handelt, die verbündeten Regierungen können Ihnen die Verſicherung 
Ken daß fie denſelben nicht weniger ruhig erwogen baben, als dies in 
brer Commiſſion und auch heute von Seiten des Reichstags geſchehen iſt. 
s geziemt fi deshalb wohl, ruhig und rückhaltlos in aller Kürze die Gründe 
anzugeben, welche uns veranlaſſen, an der Faſſung der Regierungsvorlage 
feſtzuhalten. Die Regierungen find nicht weniger als Sie beftrebt, das Wohl 
der Arbeiter zu fördern, aber ſie können ſich daneben der Ueberzeugung nicht 
verſchließen, daß der Geſetzgeber, der im Begriff ſteht, gewiſſe Kaſſen mit 
Privilegien auszuſtatten, ſich zu fragen hat, wem er dieſe Privilegien er⸗ 
theilt. Es kommt dazu, daß in demſelben Geſetze die Arbeiter unter Um: 
ſtänden gezwungen worden, ſich einer ſolchen privilegirten Kaſſe anzu⸗ 
schließen. Es fragt ſich: wie find dieſe Kaſſen beſchaffen? Alle Gegner des 
§ 6 erklären, das Kaſſenweſen ſei die letzte Blüthe des Vereinsweſens; werde 
es von letzterem abgetrennt, ſo unterbinde man damit ſo zu ſagen ſeine Puls⸗ 
adern. Sie verweilen auf das Mittelalter, in welchem das Kaſſenweſen nur 
im engſten Anſchluß an corporative Verbände beſtanden hat. Die Rchligken 
dieſer Thatſache iſt nicht zu beſtreiten; aber es war auch nach damaligem 
Rechte gewiſſermaßen eingeführt in dieſe corporativen Verbände, z. B. die 
Zünfte und geiſtlichen Vereine. Wollte man bier dem Rechnung tragen, fo 
hätte man keinen andern Weg gehen dürfen als denjenigen, welchen der Abg. 
Schulze⸗Delitzſch vor einigen Jahren eiuſchlagen wollte, als er ſeinen Ent⸗ 
wurf eines Vereinsgeſetzes einbrachte. Die Commiſſion dieſes Hauſes, welche 
ſich mit demſelben beſchaftigte, gelangte zu dem Reſultate, daß man politiſchen 
und anderen Vereinen, die agitatoriſche Zwecke verfolgen, z. B. Strikevereinen, 
die Rechte einer juriſtiſchen Perſon nicht zuerkennen dürfe. 

Was wäre nun das Reſultat der Beſchlüſſe Ihrer Commiſſion? Indem 
die Kaſſe zur juriſtiſchen Perſon erklärt wird, erhält immanent der mit ihr 
in Verbindung ſtehende Verein juriſtiſche Perſönlichkeit, und zwar ohne jede 
Prüfung ſeiner Organiſation und ſeiner Zwecke. Aber das iſt noch nicht 
das Gefährlichſte. Sie zwingen zugleich den Arbeiter, einem ſolchen Vereine 
beizutreten, ohne ihm die Möglichkeit des Wiederaustritts zu gewähren. In 
der heutigen bewegten Zeit wird man, auch wenn man von jedem Parteiſtand⸗ 
punkte abſieht, nicht beſtreiten, daß das heutige Vereinsweſen Auswüchſe 
auſweiſt, die die unbedingteſte Verurtheilung verdienen, und welche durch die 
Commiſſionsbeſchlüſſe in die Lage kommen würden, die Privilegien des Ge⸗ 
ſetzes auszubeuten. Es wäre eine klägliche Rolle, wenn der Staat einer 
ſolchen Eventualität waffenlos gegenüberſtehen ſollte. Es wäre demgemäß 
unter Umſtänden ein verhängnißboller Schritt, den Vorſchlägen Ihrer Com: 
miſſion zu folgen, ganz abgeſehen davon, daß der Zwang zum Beitritt der 
Freizügigkeit widerſpricht und auf den Arbeiter einen Druck ausübt, nicht 
unäbnlich dem Gebundenſein an die Scholle. Wenn Sie die Regierungs⸗ 
Vorlage mit Ruhe prüfen, ſo werden Sie finden, daß den verbündeten Re⸗ 
gierungen nichts mehr fern gelegen hat, als der freien Entwickelung des 


re entgegenzutreten oder die Intereſſen zu gefährden, für welche 
er Abg. i 


Dunder ſoeben mit ſolcher Lebhaftigkeit eingetreten ift. 

Abg. Dr. Hänel: In dem Augenblick, wo es zuläaſſig iſt, gegen den 
Willen eines Vereins beſtimmte Mitglieder feiner Kaſſe zuzuführen, würde 
in der That der alte Zuſammenhang zwiſchen Verein und Kaſſe und alle 
die ſegensreichen daraus hervorgegangenen Wirkungen zerſtört werden. Hier, 
wo es ſich um Krankenbeiträge, um Leiſtungen von geringem Umfange ban⸗ 


delt, bedarf es vor Allem des belfenden Bandes der Vereinsmitglieder; 


laſſen Sie, wie es die Regierungsvorlage will, an deſſen Stelle den privat: 
rechtlichen Egoismus treten, jo ſprengen Sie damit jenes Baud überhaupt, 
Sie ignoriren das genoſſenſchaſtliche Princip, welches in den Mitgliedern der 
Arbeiterklaſſe den Sinn für Ordnung und Ueberlegung erziehen ſoll. 

Abg. Bebel weiſt auf den Widerſpruch hin, der darin liege, daß man 
durch die Regierungsvorlage die Arbeiter vor dem Terrorismus der ſocial 
demokratiſchen Vereine ſchützen wolle, während die Petitionen aller Arbeiter 
obne Unterſchied der Parteiſtellung gegen einen ſolchen Schutz proteſtiren. 
Die Beſtimmungen der Strafgeſetznovelle habe das Haus mit großer Majo⸗ 
rität in allen denjenigen Punkten abgelehnt, wo nicht das Bedürfniß einer 
Aenderung auf Grund thatſächlicher Erfahrungen nachgewieſen war. Im 
vorliegenden Falle beſchränke ſich die Regierung, ohne auch nur einen 
Schatten von Thatſachen anführen zu lönnen, in den Motiven auf die all: 
gemeine Bemerkung, daß die Betheiligung an Arbeitseinſtellungen ꝛc. erpreßt 
werden „könnte!. Mit einer ſolchen Art bon Begründung komme man 
freilich zu wunderlichen Conſequenzen (Sehr richtig! links); auf ſolchem Wege 
probocire man muthwillig die Arbeiterklaſſen. Wenn man dieſen ein jo 
offen ausgeſprochenes Mißtrauen entgegentrage, fo dürfe man ſich nicht 
darüber wundern, wenn die Arbeiterklaſſen der Regierung kein Vertrauen 
zeigen, denn Mißtrauen erweckt Mißtrauen. Nicht in einſeitigem Partei⸗ 
Intereſſe, ſondern im Intereſſe aller Arbeiter wünſche er eine Beſſerung der 
Vorlage, denn für die Socialdemokratie ſei das ſchlechteſte Geſetz das beſte. 

Handelsminiſter Dr. Achenbach weiſt darauf bin, daß es der Regierung 
unmöglich ſei, beſtimmte Thatſachen zur Motivirung ihrer Vorlage anzu⸗ 
führen, da es ſich de lege ferenda handele, man alſo über die Folgen einer 
ünftigen Geſetzgebung immer nur Vermuthungen aufftellen könne, die ſich 
auf Erfahrungen auf andern Gebieten ſtützen. Ein Mißtrauen gegen die 
Arbeiter hege die Regierung nicht, wohl aber ein berechtigtes Mißtrauen 
gegen deren Führer. a 

Referent Dr. Oppenheim: Ich kann nicht zugeben, daß der Regierungs⸗ 
vertreter das Schickſal des Geſetzes von der Annahme des $ 6 der Regie⸗ 
rungsvorlage abhängig gemacht hat, und ich muß zugeben, daß die von dem⸗ 
ſelben geübte Interpretation dieſes Paragraphen mich und viele andere Com⸗ 
miſſionsmitglieder ihrer Elastizität wegen Überraſcht hat. Es läßt die Faſſung 
der Regierungs vorlage fo viel Auslegungen zu, daß ein Theil derſelben auch 
unter die unſrige fällt. Wenn die Regierung unſerem Antrage gegenüber 
etwas Beſtimmtes will, ſo kann ſie es noch in dritter Leſung formuliren. 
So ſehr ich die ſympathiſchen Aeußerungen des Miniſters Achenbach über 
die Vereins beſtrebungen anerkenne, fo weiß ich doch nicht, welche Vereine er 
für berechtigt hält, welche nicht. Eine Lücke haben auch wir in dem Mangel 
eines Vereinsgeſetzes gefunden, und wenn wir Zeit hätten, mit dem Hiljs⸗ 
laſſengeſetz zu warten, jo ware es allerdings erſprießlich, erſt das Vereins⸗ 
geſetz zu machen. Der Minister bat vor der Vereinsbildung deshalb gewarnt, 
weil fie die Freizügigkeit beſchräuke; — aber die Tendenz der Vereinsbildung 
eht dahin, die Freizügigkeit aufrecht zu erhalten und die Localiſtrung der 

aſſen zu verbindern. Wenn der Herr Bundescommiſſar ſich gegen unſere 
Sallung des § 6 auf das Gutachten eines Verſicherungstechniters beruft, 
weicher erklart hat, daß dieſe oder jene Vereinskaſſe nicht ſolvent ſei, ſo be⸗ 
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weiſt das gar nichts, denn darin find die Verſicherungstechniker ziemlich einig, 
keine Kaſſe ohne Weiteres für ſolvent zu erklären. 


ſchaftlichen Geiſt: tödten Sie dieſen, fo machen Sie die Kaſſe inſolvent. Daß 
die 
meiſtens Zwangskaſſen, haben ſich überlebt, wollen wir lebensfähige Bildun⸗ 
gen abwarten, jo müſſen wir dieſe der gegenwärtigen Weltordnung mehr 
anzahlen. Wenn der Abg. Bebel auf die Ablehnung der Strafgeſetznovelle 
hingewieſen bat, jo bemerke ich, daß das Haus die Beſtimmungen derſelben 
nicht abgelehnt hat wegen Mangel an Beweiſen für die Nothwendigkeit einer 
Hilfe gegen die ſocialiſtiſchen Agitationen, ſondern weil wir von ſolchen „Alt 
weiberrecepten“ keine Hilfe erwarteten. 


1 


Die Lebensfähigkeit hängt ab von dem in ihnen herrſchenden genoſſen⸗ 


N nnungskaſſen nicht ſolvent find, iſt nichts Neues. Die Innungskaſſen, 


Daſſelbe iſt auch bier der Fall. 
Von dem Verbieten der Vereine können Sie gewiß keine Hilfe erwarten, 
ſondern Sie müſſen die Dinge großartiger faſſen. Geben Sie freien Spiel⸗ 
raum und ſeien Sie überzeugt, daß die ſocialiſtiſche Partei bei allen Hilfs⸗ 
kaſſen Deutſchlands eine verſchwindende Minorität bildet. ; 

Bei der Abſtimmung wird hierauf der § 6 in der Faſſung der Commiſ⸗ 
ſionsbeſchlüſſe, und ſodann nach Ablehnung des Amendements Moufang 
(dafür das Centrum und die Socialiften) und des Amendements Duncker 
(dafür die Fortſchrittspartei, das Centrum und die Socialiſten) der § 15 mit 
dem Amendement Grumbrecht angenommen. Die Annabme des Amen⸗ 
dements Grumbrecht erfolgte bei Zäblung mit 121 gegen 120 Stimmen 
und das Amendement Bebel war zu Gunſten des Amendements Duncker 
zurückgezogen. 

Die Berathung wendet ſich hierauf dem § 7 zu, welcher von dem Be⸗ 
ginn des Rechtes auf Unterſtützung und vom Ausſchluß der Unter⸗ 
ſtützung bandelt. 

Nach den die Commiſſionsbeſchlüſſe befürwortenden Bemerkungen des Re⸗ 
ferenten vertagt jedoch das Haus um 4% Uhr die weitere Debatte bis 
Abends 7½ Uhr. 

[Berbertiß ung! Von dem Präſidenten v. Forckenbeck wurde in der 
Sitzung vom 1. Februar eine von dem Abgeordneten Liebknecht an dem 
Entwurf der Sirafgeſetznovelle geübte Kritik als ungehörig gerügt. Nach 
dem ſtenograpbiſchen Bericht lauten jene Aeußerungen: „Abg. Liebknecht: 
Sie ſelbſt haben ja ſoeben jene ſchmachvolle (nicht „unwürdige“, wie 
unſer Bericht augab) Geſetzesvorlage zurückgewieſen, welche die Geſin⸗ 
nung zum Verbrechen ſtempeln wollte Prafi dent: Der Ausdruck 
„ſchmachvolle Geſetzesvorlage“, gegenüber einer Vorlage des Bundesrathes 
gebraucht, iſt nicht in der Ordnung.“ 

Berlin, 3. Februar. [Amtliches.] Dem Dr. Ludwig Braun: 
fels in Frankfurt a. M. iſt Namens des Deutſchen Reichs das Exequatur 
als ſpaniſcher Conſul ertheilt worden. a 

Bei der Reichsbank ſind ernannt worden, und zwar bei der Reichs⸗ 
Haupibanf: der Buchhalter Blanc zum Borfteber der Depoſiten⸗Buchhalterei, 
Depoſiten und Disconto⸗Kaſſe; der bisherige Geh. Canzlei⸗Secretär Korſch 
zum Geheimen Kanzlei⸗Inſpector und Vorſteher der Geheimen Canzlei; die 
Buchbalterei⸗Aſſiſtenten Krappe und Schnetter zu Buchhaltern; die Unter⸗ 
Caleulatoren Sudmann, Hieckmann und Thude zu Caleulatoren; der 
Geheime Canzlei⸗Aſſiſtent Zander zum Geheimen Canzlei⸗Secretär; — bei 
den Reichsbank⸗Hauptſtellen, Reichsbankſtellen und Reichsbank⸗ 
Commauditen: der bisherige 2. Vorſtandsbeamte in Flensburg, Kaſſirer 
Richter zum Rendanten und erſten Vorſtandsbeamten der Reichsbankſtelle 
daſelbſt; der 2. Vorſtandsbeamte der Reichsbankſtelle in Kaſſel, Kaſſirer 
Baetge, und die 1. Vorſtandsbeamten der Reiche bankcommanditen zu 
Stolp und Köslin, Kaſſirer Otto und Buchhalter Peiſert, zu Rendanten; 
der bisherige Buchhalter Wulff zum Rendanten und 2. Vorſtandsbeamten 
der Reichsbankſtelle zu Danzig; der bisherige Buchhalter Strücker zum 
Kaſſirer und 2. Vorſtandsbeamten der Reichsbankſtelle zu Karlsruhe; der 
bisherige Buchhalter Stentzler zum Kaſſirer und 2. Vorſtandsbeamten der 
Reichsbankſtelle zu Mainz; der Kaſſirer Berndt zum 2. Vorſtandsbeamten 
der Reichsbankſtelle zu Nordhauſen; die bisherigen Buchhalterei⸗Aſſiſtenten 
Möbius und Korn in Breslau, Dewel in Krefeld, Guiſchard 1. in 
Frankfurt a. O., Fröhlich zu Königsberg 1. Pr., Zabel und Grüter 
in Magdeburg, Auſt und Meyer in Poſen, Oexmann in Stolp 
und Mylius in Straßburg im Elſaß zu Kaſſirern; — die bis⸗ 
berigen Buchhalterei⸗Aſſiſtenten Lis ke in Bielefeld, Meyel und 
Triloff in Cöln, Böniſch in Elberfeld, Jungeurt in Eſſen, Polzin in 
Frankfurt a./M., Eſchenbagen in Frankfurt a./O., Benque in Gleiwitz, 
Rach und v. Rappard in Hamburg, Kühn in Memel, Greve in Mün⸗ 
chen und Becker in Stuttgart zu Buchbaltern. Be 

Am evangeliſchen Schullehrer⸗Seminar zu Koſchmin ift der Hauptlehrer 
Reichelt zu Czarnikau als ordentlicher Lehrer angeſtellt worden. — Der 
Lehrer Wollweber an der Oſtendſchule zu Frankfurt a. M. iſt als pro⸗ 
viſoriſcher Seminarlehrer an dem Schullehrer⸗Seminar zu Fulda, und der 
Lehrer Gehrig zu Münden als Hilfslehrer bei dem Schullehrer⸗Seminar 
in Wunſtorf angeſtellt worden. f 

Berlin, 3. Febr. [Se. Majeſtät der Kaiſer und König) 
nahmen heute im Beiſein des Gouverneurs und des Commandanten 
militäriſche Meldungen und demnächſt den Vortrag des Generalmajors 
v. Albedyll entgegen. 5 

Beide Kaiſerliche Majeſtäten beſuchten geſtern den Bazar zu Gunſten 
des St. Hedwigs⸗Krankenhauſes bei der Fürſtin Anton Radziwill. — 
Heute beglückwünſchten beide Majeſtäten Ihre Königliche Hoheit die 
Frau Prinzeſſin Carl zu ihrem Geburtstage. — Das Familiendiner 
findet bei den Majeſtäten im Königlichen Palals ſtatt. 

[Se. Kaiſerliche und Königliche Hoheit der Kronprinz 
nahm geſtern Vormittag um 11 ½ Uhr militäriſche Meldungen ent⸗ 
gegen und empfing um 12 Uhr den Königlichen Geſandten in Mün⸗ 
chen, Freiherrn v. Werthern. Um 1 Uhr ſtattete Höͤchſtderſelbe der 
Gemahlin des italieniſchen Botſchafters einen Beſuch ab und ertheilte 
um 4½ Uhr Nachmittags dem dieſſeitigen Geſandten in Kopenhagen, 
von Heydebrand und der Laſa, Audienz. 

[Ihre Kaiſerlichen und Königlichen Hoheiten der 
Kronprinz und die Kronprinzeſſinl begeben ſich morgen früh 
mit dem Tagesſchnellzuge nach Weimar, um den bevorſtehenden Ber: 
mählungsfeierlichkeiten beizuwohnen. Von Weimar aus beabſichtigen 
die Hoͤchſten Herrſchaften einen kurzen Beſuch am Hofe zu Gotha ab⸗ 
zuſtatten. In der Höchſten Begleitung werden ſich die Hofdamen 
Gräfin Brühl, Gräfin Bernſtorff, der Hofmarſchall Graf zu Eulenburg, 
der Kammerherr v. Normann, der Major und perſönliche Adjutant 
v. Liebenau befinden. Die Hofdame Gräfin Bernſtorff und der Hof: 
marſchall Graf zu Eulenburg werden von Weimar aus direct hierher 
zurückkehren. (Reichsanz.) 

O Berlin, 3. Januar. [Der Reichstagsſchluß. — Das 
Befinden Bismarcks. — Ledochowoki. — Herrenhaus. 
Augenſcheinlich werden im Reichstag unter allſeitigem Einverſtändniß 
und nach vorhergehender Verſtändigung mit den Fractionsführern die 
größten Anſtrengungen gemacht, die Seſſton ſobald als möglich zu 
ſchließen. Zunächſt wird die Erledigung des Hilfskaſſen⸗Geſetzes er⸗ 
wartet und die Behandlung der Reichstagsgebäudefrage. Es blieben 
dann die Verhandlungen über den Invalidenſonds und über die Vor⸗ 
legung des Etatsjahres in Ausſicht. Für nächſte Woche ſteht die 
dritte Leſung der Strafgeſetznovelle auf der Tagesordnung und ebenfo 
die dritte Leſung der Gewerbeordnungsnovelle und des Hilfskaſſen⸗ 
Geſetzez. Die wichtigen Vorlagen über den Reichsrechnungshof und 
Verwaltung der Einnahmen und Ausgaben des Reichs werden nicht 
mehr zur Erledigung kommen. Nach den bieherigen Dispoſttionen 
glaubt das Präfivium hoffen zu dürfen, daß der Schluß am 12. er: 
folgen könne. Von einer Frühjahrsſeſſion zur Erledigung der großen 
Juſtizgeſetze iſt nicht mehr die Rede. Die Juſtizcommiſſion wird ihre 
erſte Leſung in einigen Wochen beenden, worauf die Regierungen erſt 
ihre Stellung zu nehmen haben. — Ueber Bismarcks Befinden 
curſirten in den letzten Tagen ſich widerſprechende Nachrichten, von 
denen die eine Partie, ſcheinbar aus unterrichteter Quelle, eine weſent⸗ 
liche Beſſerung conſtatirte, was die andere in Zweifel zog. Wir können 
mit Befriedigung melden, daß die Geneſung des Fürſten Fortſchritte macht. 
Er hat Spaziergänge im Garten, wie Ausfahrten in den Thiergarten ver⸗ 
ſucht und ſie ſind ihm gut bekommen. Es wurde heute erwartet, daß er 
Sr. Majeſtät Vortrag halten werde. Wenn der günſtige Zuſtand 
anhält, jo wird er nächſtens dem lang verſchobenen Minifterrathe prä: 
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ſidiren. 2 Die Entlaſſung des Grafen Ledochowell aus der Haft iſt 
heute erfolgt. Infolge feiner früheren Erklärung, daß er ſich ohnge⸗ 


achtet der ſtaatlichen Abſetzung doch nach wie vor als Erzbiſchof be 


trachte, mußte von der Regierung Vorſorge getroffen werden, daß er 
nicht der geſetzlichen Beſſtimmung zuwider ſein kirchliches Amt fortzu⸗ 
führen verſuche. 
Öffnet worden, daß feine Entfernung aus Poſen und den angrenzen⸗ 
den Landestheilen angeordnet ſei. Zugleich wurde er aufgefordert, ſich 
bei der Wahl ſeines zukünftigen Aufenthalts darnach zu richten bei Ver⸗ 
meidung zwangsweiſer Interntrung in Torgau. — Der von dem alten und 
befeſtigten Grundbeſitz des Landſchaftsbezirks Gneſen präſentirte Gurs⸗ 
beſitzer Brzezki auf Jabkowo iſt auf Lebens eit in das Herrenhaus be⸗ 
rufen worden. - 


Es war ihm daher auf miniſterielle Anordnung er⸗ 


= Berlin, 3. Februar. [Die Delegirten der See⸗Ufer⸗ 
ſtaaten. — Die Löhne in Schleſien. — Die Spiritus 
feuer. — Das Parlamentsgebäude. — Die Eiſenbahn⸗ 
linie Halle⸗Kaſſel.] Die Conferenzen der Delegirten der Ste 


Uferſtaaten über die event, Einrichtung einer Reichsſeebehöͤrde werden 


zu Ende dieſer oder zu Anfang nächſter Woche beendet werden. Es 
wird ſich dann herauszuſtellen haben, ob nach Fixirung der allgemeinen 
Grundſätze, womit man jetzt beſchäftigt iſt, die Conferenz ſofort zur 
Ausarbeitung eines Geſetzentwurfes fchreiten wird. Die Mitglieder 
haben ſich übrigens dahin verſtändigt, über die Details der Verhand⸗ 
lungen bis zu deren Abſchluß Schwelgen zu bewahren. Im Allge⸗ 
meinen wird anzunehmen ſein, daß man dahin neigt, den Einzel⸗ 
ſtaaten die Ernennung der Seegerichte ad hoc zu überlaſſen. — Der 
Abgeordnete Jacoby (Liegnitz) hat vor Kurzem im „Arbeiterſreund“ 
eine Abhandlung über den Stand der Löhne in Schleſten veröffent⸗ 
licht. Der Reichskanzler hat mit beſonderem Intereſſe von dieſer Ar⸗ 
beit Kenntniß genommen und ſich veranlaßt gefunden, ſich nicht nur 
mit dem genannten Abgeordneten darüber auszusprechen, ſondern den⸗ 
ſelben zu einer ſchriftlichen Aeußerung über die Beobachtungen und 
Quellen, auf welche er ſich bei der Arbeit fügte, aufzufordern. — Im 
Bundesrathe iſt man mit den Fragen Über die Lage der Spiritus⸗ 
ſteuer, welche die Interpellation des Abgeordneten von Kardorff 
angeregt hat, eingehend beſchäftigt und man darf in dieſer Beziehung 
aufklärenden Miltheilungen über den Stand der Angelegenheit 
entgegenſehen. Inzwiſchen werden dieſe Dinge mit gleichem 
Intereſſe von freihändleriſcher wie von ſchutzzöllneriſcher Seite be⸗ 
ſprochen. In England iſt der Spiritus mit 10 Schilling für die 
Gallone (= 10 Liter) beſteuert, während die Einfuhr von fremdem 
Spiritus mit 10 Schilling 5 Pence für die Gallone beſteuert iſt, ſo 
daß ſich die engliſchen Spiritus Fabrikanten unter hinfälligen Vor⸗ 
wänden eines Schutzzolles von 5 Pence erfreuen. In Italien können 
ſich die Spiritusfabrikanten von Entrichtung der tarifmäßigen Steuer 
durch Zahlung eines geringen Averſums befreien, wodurch ſie die 
Staatskaſſe und mehr noch den Import empfindlich ſchädigen. In⸗ 
wieweit die Reichsregierung im Stande ſein wird, hier für die deut⸗ 
ſchen Intereſſen wirkſam einzutreten, dürfte von dem Ausfall der be⸗ 
reits eingeleiteten Verhandlungen abhängen. — Der Abg. Berger 
(Witten) hat bezüglich der Erwerbung eines Terrains für das künftige 
Reichstagsgebäude beantragt: Der Reichstag wolle beſchließen: a. den 
Beſchluß vom Mai 1873, wodurch das Kroll'ſche Grundſtück für nicht 
geeignet erklärt wurde, und b. den Beſchluß vom Februar 1874, 
wodurch der Reichskanzler beauftragt worden, das Terrain hinter dem 
Kriegs miniſterium und der k. Porzellan⸗Manufactur anzukaufen, zu 
wiederholen. Dieſe Angelegenheit wird in den allernächſten Tagen 
den Reichstag beſchäftigen. Der Antrag iſt von Delegirten aller 


Fractionen unterzeichnet. Dem preußiſchen Landtag wird in einiger 


Zeit eine Vorlage über Ankauf der Elſenbahnlinte Halle Caſſel durch 
den Staat zugehen. Es hängt dieſe Abſicht eng mit dem bereits 
vorliegenden Entwurf über die Zinsgarantien für die Bahn Halle⸗ 
Sorau⸗Guben zuſammen, das Project erſcheint als Ergänzung der 
jetzigen Vorlage. Die Vorarbeiten laſſen indeſſen den Termin der 
Einbringung noch nicht angeben. 

[Abendſitzung des Reichstages.] Der Reichstag vollendete 
in der Abendſitzung bis 11 Uhr die zweite Leſung des Hilfskaſſengeſetzes. Zu 
den §§ 7 und 25 wurde die Regierungsvorlage ganz, zu § 27 theil⸗ 
weiſe wiederhergeſtellt, $ 35 wurde geſtrichen, das Uebrige nach den 
Commiſſtonsanträgen genehmigt. 
Forckenbeck ſei telegraphiſch in die Heimath zurückgerufen worden. 


Poſen, 3. Februar. [Die Petition,] welche der Polniſchen 
Volks⸗Verſammlung geſtern vorgelegt wurde, hat in der Ueberſetzung 
der „Poſ. Zig.“ folgenden Wortlaut: 

Hohes Haus der Abgeordneten des Preußiſchen Landtages! 

Die öffentlichen Blätter haben in der letzten Zeit den Geſetzentwurf der 
Regierung bekannt gemacht, welcher im ganzen Umfange der Preußiſchen 
Monarchie die geſetzliche Pflicht einführen will, mit allen Behörden in Deut⸗ 


Vicepräſident Hänel theilte mit, 


ſcher Sprache zu correſpondiren und der auch der Behörde vorſchreibt, alle 


Reſolutionen und Beſcheide ebenfalls in Deuſſcher Sprache zu erlaſſen, ohne 
* auf die Nationalität und die Bedürfniſſe der betreffenden Bevöl⸗ 
erung. 
Indem wir die wichtige Thatſache übergehen, daß nach den ſtatiſtiſchen 
Angaben die Nichtdeutſche Bevölkerung der Preußiſchen Monarchie 12 pCt. 
der Geſammtbevölkerung ausmacht, unter denen die Polniſche Nationalität 
in bedeutender Anzahl vertreten iſt, und daher Berückſichtigung verdient, 
indem wir ferner die für das Großherzogthum wichtige und unverjährte 
Thatſache der Exiſtenz der Tractate und politiſchen Stipulationen übergeben, 
welche das Recht verheißen, in allen amtlichen Correſpondenzen und Thalig⸗ 
keiten die Polniſche Sprache zu brauchen, berufen wir uns im vorliegenden 
Falle hauplſächlich und vor Allem auf die praktiſchen Rückſichten und das 
wahrhafte Bedürfniß der 1 Die ſorgſam ermittelten Daten und 
ſtatiſtiſchen Angaben weiſen nach, daß ſich die Bevölkerung des Großherzog⸗ 
thums Poſen hauptſächlich (2) aus Elementen zuſammenſetzt, die nicht Deutſch 
ſprechen (22), das Syſtem der öffentlichen Erziehung, wie man es in der letz⸗ 
ten 


Zeit in unſerem Lande angewandt hat, wird, weil allen pävagogiſchen 


Grundsätzen widerſprechend, die gehofften Reſultate nicht herbeiführen. Die 


Polniſche Sprache, abgeſehen von ihren politiſchen und nationalen Rechten, 
it die einzige und ausſchließliche () Sprache des größten Theils der 
Bevölkerung des Großherzogthums Poſen. (2?) Wenn man daher, wie 
dies der durch die öffentlichen Blätter verkündete Geſetz⸗Entw 


thut, jener Bevölkerung das Recht nehmen will, ſich der Mutterſprache in 


den amtlichen Angelegenheiten und Correſpondenzen zu bedienen; noch mehr, 
wenn man Denjenigen Geldſtrafen auferlegen will, die ſich ihrer Mutter⸗ 
ſprache bedienen, fo iſt dies eine ausdrückliche Beeinträchtigung des conſtitu⸗ 
tionellen Grundſatzes von der Gleichberechtigung, eine ſchwere Beeinträchtiger 
der privaten und politiſchen Rechte der Staatsbürger, die die deutſche Sprache 
nicht perſtehen; es iſt dies ein Syſtem, das aller Gerechtigkeit widerſtrebt. 


Mit Räckſicht auf das, was gefagt worden ift, wie dies in einer fo dringen⸗ 


den Angelegenheit nicht anders ſein kann, welche, wie wir nicht zweifeln 
dürfen, unſere Vertreter dem hohen Abgeordnetendauſe umfangreicher 


einanderzuſetzen nicht ermangeln werden, richten daher die Unterzeichneten an b 
das hohe Haus der Abgeordneten die dringende Bitte, daß es dem in Rede 


5 Geſetzentwurf der Regierung betreffs der Amtsſprache in amtl 
ngelegenheiten und hängen feine Inſtimmung verſage und daſſ 
verwerfen wolle. Poſen, 31. Januar 1876. 

Außerdem gelangte folgende Reſolution zur Annahme: 

Wir Polen und Katholiken der Stadt Poſen, die wir zu einer Volksber⸗ 
ſammlung im Hotel de Saxe zuſammengekommen ſind, erklären in Ueb 
ſtimmung mit unſeren Brüdern und Glaubensgenoſſen aus Preußen, 
polen (d. h. Poſen. Red. d. „Poſ. Z.“) und Schleſien, daß wir in Allem / 


was die Rechte unſerer heil Kirche und ihr Verhältniß zum Staate an vr 


dieſelben Grundſätze und Ueberzeugungen hegen, welche unſere Bite 40 9 


eordneten, unſere Geiſtlichleit und Bürgerſchaft fo oft an den Tag 
at, daß wir, wie bisher, jo auch fernerhin treu in den Grundjägen und 
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Nr Wertbeibigung der Reite ver bel. Römite-tatbolifchen Kirche 

Das Telegramm, welches die Verſammlung auf Vorſchlag des 
Geiſtlichen Chotkdwski an den gefangenen Erzbiſchof zu ſenden beſchloß, 
lautet wie folgt: 

„Die im Hotel de Saxe zu einer Volksverſammlung zuſammengekomme⸗ 
nen Bürger der Stadt Poſen überſenden Sr. Eminenz dem Cardinal Mie⸗ 
czyslaus Grafen Ledochowski, ihrem bochwürdigſten Erzbiſchof, den Ausdruck 
ur can und Ergebenheit, den Ausdruck der Ehrfurcht und der höchſten 

obpreiſung.“ 

Detmold, 3. Februar. [Einberufung.] Fürſt Waldemar 
zur Lippe erläßt im Detmolder „Reg.⸗ u. A.⸗Bl.“ eine Bekannt: 
machung vom 31. v. Mts., betreffend die Einberufung eines außer: 
ordentlichen Landtages, in welcher eingehend diejenigen Maßregeln dar⸗ 
gelegt werden, welche er zur endlichen Herſtellung verfaſſungsmäßiger 
Zuſtände zu ergreifen beabsichtigt. Zu erwähnen ift, daß derſelbe auf 
eine Entſcheidung des Bundesraths über das in Lippe⸗Detmold geltende 
Verfaſſungsrecht Bezug nimmt, und auf dieſer Grundlage zunächſt eine 

‚ verfafjungsmäßige Vereinbarung über ein neues Wahlgeſetz herbeiführen, 
demnächſt auf Grund deſſelben den Landtag zur Erledigung der drin⸗ 
genſten Aufgaben der Geſetzgebung und Verwaltung einberufen will. 

Köln, 3. Februar. [Die Note des Grafen Andraſſy und 
die drei Kaiſermächte.] Der „Kölniſchen Zeitung“ geht aus 
Paris der franzöſiſche Tert der Note des Grafen Andraſſo, d. d. Ofen⸗ 
Pot, den 30. December 1875, zu. In derſelben heißt es: Von An⸗ 
beginn der Unruhen in der Herzegowina haben die europäiſchen Ca⸗ 
binete in ihrem] Intereſſe an dem allgemeinen Frieden ihre Blicke 
auf Ereigniſſe richten müſſen, welche denſelben zu gefährden drohten. 
Die drei Höfe von Oeſterreich Ungarn, Rußland und Deutſchland haben 
fi nach einem Austanſch ihrer diesbezüglichen Anſichten zu gemein⸗ 
ſamen Bemühungen behufs Friedensſtiftung vereinigt. Dieſer Zweck 
ſchien dem allgemeinen Wunſche zu ſehr zu entsprechen, als daß die 
anderen Cabinete auf die Einladung, ſich durch ihre Vertreter in 
Konſtantinopel demſelben anzuſchließen, ſich nicht beeilt hätten, ihre 

Anſtrengungen mit den unſerigen zu verbinden. Die Mächte haben 

ſich in Einvernehmen geſetzt, um allen ihnen zu Gebote ſtehenden 

Einfluß zu dem Zweck aufzubieten, den Kampf zu localiſiren, ſowie 

die Gefahren und das Elend deſſelben zu vermindern, indem ſie 

Serbien und Montenegro verhinderten, ſich an der Bewegung zu be⸗ 

theiligen. Die Note erwähnt dann die Miſſton der Conſuln und fährt 
fort: Alle Cabinete haben ſich darauf beſchränkt, der Regierung des 

Sultans den Rath zu geben, ſich nicht an bloße militäriſche Maßregeln 

zu halten, ſondern darauf auszugehen, das Uebel durch moraliſche 
| Mittel zu bekämpfen, welche zukünftigen Ruheſtörungen vorzubeugen 
beſtimmt find. Die Cabinete hatten, indem fie jo handelten. die Abſicht, 

der hohen Pforte, die moraliſche Unterſtützung, deren fie bedurfte, zu 
leiften und außerdem die Zeit zur Beruhigung der Gemüther in 

den auſſtändiſchen Provinzen zu gewähren, weil fie ſich der Hoffnung 
hingaben, daß jede Gefahl einer weiteren Verwickelung in dieſer Weiſe 
beſeitigt ſei. Leider ſeien ihre Hoffnungen getäuſcht worden. Einer⸗ 
ſeits ſchienen die von der Pforte veröffentlichten Reformen nicht die 

ö Beſchwichtigung des Volkes in den aufſtändiſchen Provinzen in's Auge 

gefaßt zu haben und auch nicht zur Erreichung des weſentlichen 

Zweckes zu genügen. Andererſeits ſei es den türkiſchen Waffen nicht 

geglückt, dem Aufſtande ein Ziel zu ſetzen, daher ſei der Augenblick 

gekommen, einen gemeinſamen Weg zu beſchrelten, um einer Störung 
des europälſchen Friedens vorzubeugen. Es folgt ſodann die Prüfung 
des Frade vom 2. October und des Fermans vom 12. December, 
ſowie eine Schilderung der Mißſtände in den auſſtändiſchen Provinzen; 
daran schließt ſich die Aufzählung der zur Herstellung des Friedens 
nothwendigen Punkte. Als ſolche werden genannt: „Die volle und 
unverkürzte Religionsfreiheit, die Abſchaffung der Verpachtung der 
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dem von uns entwickelten Sinne zu werken. 
Wiesbaden, 3. Februar. 


naſſauiſche Miniſtertalpräſident Faber. 

Nürnberg, 3. Februar. [Strike.] Unter den 500 Bergleuten 
der v. Swaine ' ſchen Steinkohlen⸗Gruben in Stockheim bei Kronach iſt 
ein Strike ausgebrochen. Nur 10 Arbeiter blieben. 


Defterreid. 


„ Wien, 3. Februar. [Am Grabe Deak's.] Es mag in 
der That fraglich erſcheinen, ob ſchon jemals in einem monarchiſchen 
Staate irgend einem Privatmanne an feinem Sarge ſo allgemeine, 
ſo ſpontane Ovationen erwieſen ſind, wie dem „weiſeſten Manne“ 
Ungarns. Von der Kaiſerin, die heiße Thränen an Deak's Sarge 
vergießt, bis auf die große Maſſe der Bevölkerung, die — gerade ſo 
wie 1867 zur Krönung für den Köntgshügel in Pet — aus allen 
Comitaten ein Säckchen Erde für Deak's Begräbniß ſchickt — iſt auch 
nicht Einer, gleichviel welches Alters oder Geſchlechtes, den die heutige 
Todtenſeier nicht auf's Tiefſte bewegt. Die Theilnahme der Diplomatie 
und des Parlamentes entfaltet ſich mindeſtens in gleichem Grade, wie 
bei dem Tode Sir Robert Peels vor einem Vieerteljahrhundert in 
England. Offen aber ſprechen die ungariſchen Blätter es aus, daß 
in Deak's Vaterlande namentlich die ſympathiſchen Kundgebungen aus 
eisleithaniſchen Kreiſen, wie aus dem Miniſterium, dem Reichsrathe 
und aus dem Wiener Gemeinderathe drüben erfreuen. Rechbauers 
warme ſchwungvolle Worte trafen. den Nagel auf den Kopf, zumal 
darin, daß er die welſe Mäßigung und ſtaatsmänniſche Einſicht pries, 
womit der Führer Ungarns erkannte, wie ſeines Volkes Heil nur in 
und mit Oeſterreich gewahrt ſel. Die Verbindung dieſer Einſicht mit 
einem durch und durch magyarlſchen Herzen, und der Muth, dem⸗ 
gemäß zu handeln: darin läßt ſich die ganze Eigenthümlichkeit der 
Bedeutung Deaks für die Ausgleich⸗Campagne reſumiren. Und jene 
Bedeutung erfährt noch eine hohe Steigerung dadurch, daß beide 
Führer der ſtaatsrechtlichen Oppoſition, erſt Ghyezy, dann Tis za, 
keinen anderen Ausweg gewußt haben, als ſich unter die Ideen Deaks 
zu beugen. Daß dies bei Ghyezy eine aufrichtige Bekehrung war, be⸗ 
zweifelt Niemand. Hat Tisza dabei Hintergedanken gehabt, fo bleibt 
doch immer die Thatſache beſtehen, daß er ſich nicht anders zu helfen 
wußte, als indem er, was für ihn das caudiniſche Joch des Aus⸗ 
gleiches war, paſſirte. Wie oft hatte er die Urheber jenes Ausgleiches 
nicht des „Vaterlands verrathes“ bezüchtigt; iſt es darum ein Wunder, 
wenn er bei aller offictellen Freundlichkeit doch feinen verbiſſenen In: 
grimm über die Ovationen nicht fo ganz verhehlen kann, die Land 
und Volk mit nie dageweſener Einigkeit beider Reichshälſten dem 
Urheber jenes Ausgleiches noch im Sarge darbringt? Es mag fogar fein, 
daß man Tisza's Handlungen in den Kreiſen der alten Deakiſten ſelbſt 
auslacht. Aber gewiß iſt nun einmal, daß man dort hochgradig erregt 
gegen den Miniſterpräſidenten war, weil er unter dem Vorwande, 
die äußerſte Linke werde einen Scapdal provociren, die Abhaltung einer 
Ge dächtnißrede für Deak und die Einbringung eines Geſetzartikels zu 
Ehren ſeines Andenkens verweigerte. Ob endlich dieſe Stimmung 
Tisza's, trotz aller ſympathiſchen Neigung in Wien wie Peſt, gerade 
die neuen Ausgleichsverhandlungen fordern wird, erſcheint mir gleich⸗ 


falls nicht ſicher. 
Frankreich. 
Paris, 2. Februar. [Buffet und die Präferten. — 


Steuern, ein Geſetz, welches verbürgt, daß der Ertrag der directen Stimmen der Preſſe über die Senatswahlen. — Belcaſtel. 


Steuern von Bosnien und der Herzegowina zum Beſten der Provinz Profeſſor Robin. — Zu den Deputirtenwahlen.] 


ſelbſt unter Aufſicht der im Geiſte des Fermans vom 12. December 


eingeſetzen Organe verwendet werde; ferner die Einſetzung eines be⸗ mengetreten. 


ſonderen Ausſchuſſes, der in gleicher Anzahl aus Muſelmännern 
und Chriſten beſteht, um die Ausführung der von den Mächten 
vorgeſchlagenen, ſowie der in dem Irade vom 2. October und 
im Ferman vom 12. December verkündigten Reformen zu über⸗ 
wachen; endlich die Verbeſſerung der wirthſchaftlichen Lage der 
Landbevölkerung. Die erſten Punkte konnten und mußten unver⸗ 
züglich durch die hohe Pforte eingeführt werden, der fünfte Punkt 
dagegen ſtufenweiſe und ſobald wie irgend möglich, wenn unabhängig 
von jenen Bedingungen, welche uns als die weſentlichſten erſcheinen, 
Boönien und die Herzegowina noch die folgenden Reformen erhalten, 
die auch in dem jüngſten Ferman angedeutet find, nämlich einen Pro- 
vinzial⸗Rath und Gerichtshöfe, frei gewählt durch die Einwohner, Unabſetz⸗ 
barkeit der Richter, Laien⸗Juſtiz, Gewährleiſſung der perſönlichen Freiheit, 
Bürgſchaft gegen Mißhandlungen, Umgeſtaltung der Polizei, deren 
Verfahren ſo viele Klagen hervorgerufen hat; ferner Aufhören der 
Mißbräuche, zu welchen die Leiſtungen von Arbeiten zum öffentlichen 
Nutzen Anlaß geben; eine gerechte Herabſetzung der Gebühren für 

efreiung vom Militärdienſte; endlich gewiſſe dem Eigenthumsrechte 
zu gebende Bürgſchaften. Wenn alle dieſe Reformen, in Betreff 
deren wir uns von der Pforte Mittheilung erbitten, um davon feierlich 
Act zu nehmen, Anwendung gefunden haben in denjenigen auſſtändi⸗ 
ſchen Provinzen, welche — nach dem Texte des Fermans zu urtheilen 
— noch nicht ſogleich mit denſelben bedacht werden zu ſollen ſcheinen, 
ſo würde man hoffen können, den Frieden in dieſe verwüſteten Ge⸗ 
genden zurückkehren zu ſehen. Die Note ſpricht dann die Befürchtung 
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au ung übernimmt, ſie zur Ausführung zu bringen. Dies iſt die 


Der 
Miniſterrath iſt geſtern zum erſten Male ſeit der Sengtöwahl zuſam⸗ 
Ueber die Berathung verlautet nichts Anderes, als daß 
Buffet von Neuem ſeine Abſicht erklärt hat, ſich durch das Ergebniß 
des Wahlacts nicht beirren zu laſſen. Niemand iſt dadurch überraſcht 
worden; der Vicepräſident des Conſeils will ſeine Revanche haben und 
hofft ſie bei den Deputirtenwahlen zu finden. Aber das dürfte ſchwer 
halten. Man ſtelle ſich heute die Gemüthäftimmung der Präfecten 
vor. Dieſe Herren haben für die Senatorenwahl Alles gethan, was 
in ihren Kräften ſtand; manche von ihnen haben ſich ſtark compro⸗ 
mittirt. Und dabei hatten ſie nur eine kleine, ihrem Einfluß leicht 
zugängliche Wählerſchaft zu bearbeiten. Das Reſultat war ein ſchwaches; 
wie ſollen die Präfecten größeren Erfolg erwarten, wenn fie das all⸗ 
gemeine Stimmrecht zu bearbeiten haben? Sie können nicht mehr 
viel Vertrauen auf Buffet's Stern haben; die Unpopularität des lei⸗ 
tenden Miniſters iſt zu ſchlagend hervorgetreten. Es handelt ſich für 
fie um ihre Stellen; Diejenigen, die ſich ohnedies für den Fall eines 
Cabinetswechſels verloren fühlen, werden auch diesmal mit Buffet 


durch Dick und Dünn gehen; die anderen, und ſie bilden 
wohl die Mehrzahl, werden ſich nicht durch übertriebenen 
Eifer für Buffet's Politik bloßſtellen wollen. Die offi⸗ 


cielle Candidatur hat einen harten Stoß erhalten und Herr Buffet 
rechten Centrums. Sie haben deren mehr erhalten, und jetzt, da der 
Kampf beendet iſt, könnten ſie der Regierung Dank dafür ſagen, daß 
dieſelbe ihnen durch ihre unentſchiedene, verdrießliche und faſt überall 
ungeſchickte Haltung das Spiel ſo ſehr erleichtert hat.“ Auch das 
„Centralcomite der confervativen Union“, kürzer geſagt das Comite 
Changarnier, ſieyt ſich zu einem Geſtändniß veranlaßt. Es hat ein 
neues Wahlmanifeſt veröffentlicht, welches folgendermaßen anhebt: 
„Wir ſind zu aufrichtig, um uns mit den Senatswahlen durch⸗ 
aus zufrieden zu erklären. Ein neuer und großer Kampf wird be⸗ 
ginnen, Conſervative, die ihr, von jedem Parteigeiſt abſehend, Frank⸗ 
reich von der Tyrannei des Radicalismus retten wollt, prüft den 
moraliſchen Zuſtand eurer Wahlbezirke.“ Es folgt dann die 
herkoͤmmliche Ermahnung zur Vertheidigung der Religion, der 
Familie und des Eigenthums u. w. Die Legitimiſten 
und Clericalen melden mit großer Genugthuung von der 
Ovation, welche den Royaliſten de Belcaſtel in der radicalen 
Stadt Toulouſe zu Theil geworden iſt. Beleaſtel wurde dort zum 
Senator gewählt, aber erſt beim dritten Wahlgang, bei welchem die 
Republikaner ihm ihre Stimmen gaben, nach dem Syſtem, welches bei 
der Wahl der Lebenslänglichen in Anwendung gekommen. Dies Re⸗ 
ſultat wurde von der Bevölkerung mit Jubel aufgenommen und eine 
große Volksmenge begleitete de Belcaftel nach ſeiner Wohnung. Man 
rief Vive la République! wogegen der Gefeierte in einer 
kleinen Rede proteſtirte. Er ſagte, daß er ſtets ein treuer 
wird ſich ſchwerlich mehr mit der früheren Pünktlichkeit bedient ſehen. 
Sein bisheriges Verfahren wird ſelbſt in miniſteriell geſinnten Blättern 


* Deſterreich Ungarn, Rußland und Deutſchland hervorgegangene feſie die Bonapartiſten geſiegt haben, man allgemein die unerklärliche Mit⸗ 
des zeugung. Cm. Excellenz iſt beauftragt, dieſe Anſicht zur Kenntniß ſchuld der Verwaltung anklage. „Hat man — fügt das conſervative 


zu bringen und deſſen Mitwirkung zu dem Friedenswerke Blatt hinzu — ſolchen Thatſachen gegenüber nicht das Recht, zu 
die deſſen Gelingen alle unſere Bemühungen anſtreben. Wenn, ſagen, daß, wenn die Politik Buffet's ſich ſtärker und wachſamer gegen 
ich hoffe, die Anſichten der .... Regierung ſich mit den unfeigen | die Imperialiſten erwieſen hätte, Herr Dufaure in der Charente ⸗In⸗] fordert worden. 
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vorſchlagen, unfere Rathſchläge an dieſe nicht 
in einer Collectionote gelangen zu laſſen, ſondern nur uns darauf 


beſchränken, unſere Vertreter it Konſtantinopel aufzufordern, gemein⸗ 
ſchaſtlich und in identiſcher Weiſe ber der Regierung des Sultans in 


[Minifierpräfibent Fabert .] blik eine richtigere Auffaſſung von der Bedeutung der letzten Wahl 
Nach Angabe des „Rhein. Cour.“ farb hier am 30. o. M. der frühere geltend. Die „Liberté“ zum Beiſpiel ſagt: „Die Wahl if für die 
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erieure nicht unterlegen wäre? Nach dieſer Richtung, man kann es 1 
nicht oft genug wiederholen, hat der Vicevräſident des Conſeils ſich 
der gerechten Kritik der conſtitutionellen Preſſe ausgeſetzt. — In den 
teactionairen Blättern werden noch immer die ſenſamſten Berechnun⸗ 
gen über das Verhältniß der Parteſen im neuen Senar angeſtellt. 
Nach und nach macht ſich indeſſen auch bei den Gegnern der Repll⸗ 


Republikaner ein großer Errolg. Man würde dies Reſaltat vergebens 
durch mathematiſche Spitzfindipkeiten abzuſchwächen ſuchen, und es 
wäre kindisch, daſſelbe zu beſtrelteen. Fügen wir hinzu daß es ein 
unerwartetes Reſultat iſt. Die Repubnkaner waren ebenſo wenig mie 
die Imperialiſten auf ihrem wahren Gebiet, demjenigen des allgemeinen 
Stimmrechts. Sie hätten ſich glücklich ſchätzen können, ungefähr ebenſo 
viele Stimmen zu erhalten, wie die Monarchiſten der Rechten und des 
Royaliſt und Katholik bleiben werden. — In der Parifer mebieiniſchen 
Schule haben geſtern die Studenten den neuen Senator Profeſſor 
Robin durch eine Maſſenkundgebung zu ſeiner Ernennung beglück⸗ 
wünſcht. Obgleich Robin ſich jede Begleitung verbat, wollten die Stu⸗ 
denten ihn im Triumph nach ſeinem Hauſe führen. Die Polizei ver⸗ 
hinderte aber dieſe Procefion. — Die Candidaturen zur Natlonaloer⸗ 
ſammlung ſchießen wie die Pilze auf. Die Pariſer Arrondiſſementz 
find bereits ſämmtlich mit mehreren Candidaten verſorgt. Die „De: 
bats“ nehmen Vautrain's Candidatur im 4. Arrondiſſement unter ihren 
Schutz. Unter Anderen find Loiſeau⸗Priſon, Spuller, der Redacteur 
der „République“, Germain Caſſe, der radicale Deputirte von Guade⸗ 
loupe, aufgeſtellt. Beſonders intereſſant wird der Wahlſtreit im achten 
Arrondiſſement werden. Dort ſtehen der Due Decazes, Raoul Duval, 
Dietz⸗Monnin vom linken Centrum und der von Gambetta und feinen 
Freunden empfohlene p. Chauffron einander gegenüber. 
Spanien. 
Madrid, 26. Januar. [Die Corteswahlen. — Vom 
Kriegsſchauplaze. — Die Generale und die Parteien.] 
Die Wahlen find beendigt. Spanien, ſchreibt man der „K. Z.“, bee 
ſitzt wieder eine Volksvertretung, die nun bald mit der Krone die 
Verantwortlichkeit für das Wohl und Wehe des Landes theilen ſoll. 
Die Regierung iſt über alle Maßen befriedigt mit dem Ausgange 
dieſer Campagne, denn ungefähr 300 Deputirte find ihre Creaturen 
und zu jeder Stunde bereit, die im vorigen Jahr erlaſſenen Deerete 
gutzuheißen, jo wie einen Generalpardon für alle Uebergriffe der Ver⸗ 
waltungsbehörden auszuſtellen. Die Siege der Oppofition find nur a 
gering und werden, wenigſtens was die Conſtitutionellen anbelangt, be⸗ 
ſonders noch dadurch abgeſchwächt, daß von den 35 Gewählten mehr 
als 20 der miniſteriellen Stütze bedurften, um aus den Urnen hervor⸗ 
zugehen. Die Regierung hat nämlich Denjenigen mit Rath und That 
beigeſtanden, welche früher der liberalen Union angehörten, wie z. B. Ulloa, 
weil ſie nicht mit Unrecht hofft, der bekannte Poſada Herrera werde im 
Parlament die Trümmer aus der denkwürdigen Epoche unter O’Donnel 
um ſich ſchaaren, woraus dem Throne eine neue ſolide Stütze erwachſen 
würde. Die Unioniſten haben indeß in der ſagaſtiniſchen Partei keinen 
Anhang; es find Führer ohne Truppen. Ihr Scheiden würde höͤchſtens 
eine Wiedervereinigung von Gonftitutionellen, Radicalen und gemäßigten 
Republikanern zu einer Fortſchrittspartei verurſachen. Die Demokcaten 
haben 3 Sitze erobort; Caſtelar, Serraclara und Anglada find die Erwähl⸗ 
ten. Hierbei iſt zu bemerken, daß die wahren, die föderaliſtiſchen Re⸗ 
publikaner, welche nur die Herren Pi y Margall und Figueras als 
Häupter anerkennen, ſich von den Wahlen fern hielten. Ein gleiches 
Verhalten beobachteten die Radicalen, welche deswegen auch nur durch 
zwei der Ihrigen vertreten find. Die reactionaire Oppofition zählt nur 
acht Mitglteder, womit nicht geſagt werden ſoll, daß ſich nur acht Stim⸗ 
men für die katholiſche Einheit erheben werden. Unter der miniſtertellen 
Mehrheit giebt es eine nicht unbeträchtliche Anzahl Gleichgeſtanter. Im 
Allgemeinen ſcheinen aber die Fanatiker dach nicht ganz überzeugt von 
der Gewißheit ihres Erfolges zu ſein. Sie ſammeln wieder Unterſchrif⸗ E 
ten zu einer Petition an den König. An der Spitze dieſer Beſtrebun⸗ 
gen ſteht ein aus Herren beſtehendes Comite unter dem Vorſitze des 
Grafen Cheſte, ein anderes, aus Damen zuſammengeſegtes, unter der 
Führerſchaft der Herzogin von Baena. Herr Canovas hält einſtweilen 
an dem bekannten Artikel 11 des Verfaſſungsentwurfes feſt und wird 
ſich auch anſcheinend alle erdenkliche Mühe geben, die Kammern von 
der Unſchädlichkeit deſſelben zu überzeugen. — Im Norden wird es 
endlich ein wenig lebendiger. Geſtern wurden die Schanzgräben von 
Piticar in der Nähe von Hernani von den Regierungstruppen beſetzt, 
wobei die feindliche Batterie von Antoneneo durch das „wohlgezielte 
Feuer unſerer heroiſchen Artillerie“ größtentheils zerſtört worden ſein 
ſoll. Ein Thell der Truppen übernachtete auf den dem Feinde ent⸗ 
riſſenen Stellungen. Einen weiteren günſtigen Erfolg brachte eine 
Recognoscirung der Brigade Rodriguez Sierra in ſo fern, als dabei 
die feindlichen Stellungen von Arascularre und Altanullare genommen 
und die Carliſten unter erheblichem Verluſte gezwungen wurden, ſich 
nach dem Fort Muncandi zurückzuziehen. — Wie in Madrid, ſo fan⸗ 
den auch überall, wo Militär liegt, am Namenstage des Königs Pa⸗ 
raden ſtatt. Beſonders glänzend ſcheint diejenige von San Sebaſtlan 
geweſen zu fein. Der „Imparclal“ läßt ſich darüber einen langen 
Bericht erſtatten, der in überſchwänglichen Phraſen den General 
Mortoned und „jenes Heer heroiſcher Soldaten voller Jugend und 
Leben“ preiſt, die wie am Vorabend einer großen Schlacht mit 
zuverſichtlicher Miene auf den Führer blicken, der ihnen den Weg 
zum Siege zeigen ſoll. Es iſt ganz beſonders bezeichnend für die 
Leidenſchaftlichkeit, welche hier in Allem, was nur entfernt mit 
der Politik zu thun hat, zu Tage tritt, daß die Verdienſte eines 
Generals immer nur von einer beſtimmten Partei anerkannt werden. 
So ſind heute Loma und Moriones die Helden der Liberalen und 
werden von den Miniſteriellen entweder ignorirt oder mit einer ge⸗ 
wiſſen Geringſchätzung betrachtet. Queſada iſt das Schooßkind der 
Situation wie Martinez Campos ihr enfant terrible if. Für den 8 
erſteren begeiftert ſich die officlöſe Preſſe, der andere iſt der Stern der 8 
Hoffnung der Reaction. Dieſe wenig erbaulichen Zuftände laſſen ent: 
weder ein cameradſchaftliches Verhältniß gar nicht aufkommen, oder 
zerſtören es da, wo es beſteht; ſie lockern die Disciplin und erwecken 
Nebenbuhlerſchaft. Selbſtverſtändlich trägt die Tagespreſſe die größte j 
Schuld daran. Sie freut den Samen der Zwietracht mit vollen 85 
Händen aus und iſt geradezu mitſchuldig an der Stockung, welche auf 
dem Kriegsſchauplatze ſo lange gewährt hat. s b 
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Provinzial-Zeitung. 


= Breslau, 4. Febr. [Verſpätung.] Der Schnellzug Nr. 5 von 
Berlin nach Breslau, traf geſtern mit einer Verſpätung von 60 Minuten 
bier ein. Grund der Verſpätung war das Liegenbleiben des Güterzuges N 
Nr. 309 bei Bude Nr. 622 vor Oder⸗Leſchen. 2 1 

(Angekom men.] Se. Durchl. Prinz Kraft zu Hohenlohe⸗Ingelfingen, 
Generallieut. u. Comm. der 12. Div. a. Neiſſe. „ (örembenbl:) 

[Cardinal Graf Ledochowskij iſt, wie die ultramomane 
„Volkszig.“ meldet, geftern in Begleitung des Fürſten Radziwill und 
ſeines Hauskaplans hier angelangt und dann weiter nach Berlin be⸗ 


1 


In Angelegenbeit der Kreuzkirche] Die ultramontane „N. gta.“ 


Berliner Börse vom 7. Februar 1876. 


= meldet aus Neiſſe unterm 2. Februar in dem gewohnten böhniſchen Tone: 


Wieder war auf heute Vormittag um 11 Uhr altkatholiſcher Gottesdienſt in 


e A 


2 
— 


N 
7 der hieſigen Kreuzkirche angeſagt, und wieder war nichts. — Doch hatte maa, Wechsel-Course. Eisenbahn- Stamm- Action. 
We um die altkatholiſche Heerde nicht ohne Beftiediaung ihrer vielen religiöfen | smsterdaml0oFL; 8 T 13 16323 ba Divid, prof 1874 | 1878 Uf. 
DVamurfniſſe zu laſſen im Falle der Noth Gottesdienſt in der evangel Pfarr (oel 1 e ee 7 TE 
5 kirche um 11% Uhr angeſetzt. Nach 10% Uhr erſchien Herr Bürgerme ſter] arte 100 Fres. 8 T. 4 81 18 ba 2 sa 8b — 4 — en 
5 Winkler an Ort und Stelle. Er ging im Hoſpitalgange und dem Kloſter⸗] detersburrloo sk. 3 M. 8059.4 bz Berlin-Dresden. 5 — |5 29 ba 
5 bofe auf und ab, einzelne Perſonen und Gruppen aufmerkſam machend, daß Tien 189 K. ie T. 4% 72030 ne jeeninGörlitz ...|0, 0 1415 5 
ſi ſich entfernen ſollten. — Um 11 Uhr erſchien der bekannte altkatboliſche 40. 40... 2 K 4% 78.10 br ee 
Kirchenvorſtand. — „Sind die Schlöſſer noch unverletzt? Daniel dieſer bee | ————— [Berge Magd 14 — 4 | 13 bs@ 
ü ahte es“, heißt es im alten Teſtamente. Sind die Schlöſſer zu öffnen? — Fonds- und Geld-Course. FFF 
. Wise diefer verneinte es! konnte man bier jagen. Zweimal gingen die alt | MataAnl kn. 510% br Reeg, Prelb. . 7% 489% 
ka boliſchen der n e een 15 1 aehemn 3taate-Schuldscheine. . 3 13300 „ fer daten RR ＋ 1885 d. 
8 erum, — aber „Lichtmeß“ konnten fie hier nicht feiern. — Se utze ſchien] ram. Anleihe v. 00 * 0. Uit. B.| 5 5 | 93,60 bid 
6: ch heute nur mit Conſtatirung der „verſchloſſenen“ Situation begnügen zu Sener. dne. 4% 10150 be Der Boden bach. 0 0 4 | 1850 bed 
K wollen. — Da man alſo von dieſer Station aus beute keine Gebete gen Pommersche 4% 84,10 @ Gal. Carl-Ludw, B. 8% — (485,90 .70 bz 
75 Himmel richten konnte, nahm man wiederum zu ſympathiſcheren Proteſtanten 3 }Posensche neue.. . 4 | 94.40 bz Halle-Sorau-Gub, | 0 — |4 | 18,75 bz& 
dae Zuflucht. — Wohl Taufende don Menſchen ſtanden auf dem freien Platze Kar u. Paumdk. 4 86% Kaschan- Oderberg ? — 3375 b. 
N vor ver Kreuzkirche, auf der Zollſtraße und dem Ringe erwartungsvoll da. 3 Pommersche 4 | 97.20 K Kronpr. Radolfb. 8 5 6 6420 bs 
— Sie bewahrten eine muſterhafte Ruhe. — Einige Verhaftungen ländlicher 5 Posensche . 4 | 96,89 br Ludwigsh.-Bexb. | 9 — 4 [176,25 bz 
Peerſonen follen leider vorgekommen fein. ee A A ee a 
eg ĩ²¹²“ß n 
>. erlin, 3. Februar. Auf matte Wiener Coursmeldungen und die un⸗ 5 5 en er ‚50 bei 
MR klaren Nachrichten über den Befund der Verhältniſſe der Filiale der Credit⸗ reed Pyemen 1286 8. Masse, Art. 4 17 1 9256 * 
E anftalt 8 9 ae ai auch 25 hieſige Fett in ziemlich dus Hal: | 85ln-Mind. Pramiensch 3% 109,00 bad 5 2 2 — 27 rg bz 
Mn tung. Die Abſchwächung der geſtrigen Feſtigkeit war nicht nur in der 3 A N 
* Dägbeit des Verkehrs, ſondern auch in vielfachen, wenn ſchon nur uns e ren — 4 2 8 : we - nl 
4 bedeutenden Coursermäßigungen erkennbar. Der von Wien ausgehende] Braunschw. Präm.-Anleiha 84,09 etbz& fOest.Südb.(Lomb.)) 1% | — |4 198.9780 ba 
4 mpuls bielt indeß nicht vor, ſo daß bald wieder eine weniger gedrückte Odenburger Loose 138,00 © e eee AR Ka 
timmung zur Erſcheinung kam. Der mebr als willige Geldmarkt — der] Huesten 9,50 de |Fremd.Bkn. 99.83 00 Reichenberg ard. 4% | 41 4% 86 ben 
5 ſtellte a; auf 1 7 — 5 3 immer Ae he Ab rech 8250 20,29 bz — 7 a 5 8 7 ‘ u200 ** 
5 aufkommen, daß die reichlich vorhandenen liquiden Mittel ſchließlich doch] Japolegas — — c eee eee 7 
f dem Markte im Allgemeinen zu Gute kommen müſſen. Dem gegen: Sehne 417 br ee e . 
5 über möchten wie indeß doch auch darauf aufmerkſam machen, daß Schweiz Westbahn 6 — 1 | 16,89 B 
die Erhöhung des Londoner Courſeß um 34 D. haupfſachlich wohl der Be: . FF 
* Jakb. Pd. d. Pr. Hyp.-E. 4% 900 bag Warschau-Wien. 10 — 4 210 dı@ 


— verſtärkter Goldausfuhr ihre Entſtehung verdanken dürfte. Von 
n internationalen Speculations⸗Effecten zeigten nur Oeſterr. Creditactien 
eine große Cours⸗Einbuße, dieſelben gingen um 4 Mark zurück. Oeſter⸗ 
zeibiihe Nebenbahnen verhielten ſich ſehr ſtill; auch in den localen 
Speculotionspapieren blieben die Umſätze fehr gering. Es notiren: Dis: 
conto-Commandit 126,90, ultimo 126 —126,75— 126,50, Dortmunder Union 
9,50, Laurahütte 57, ultimo 56 —56 71. Auswärtige Staatsanleihen be⸗ 
theiligten ſich wenig am Verkehr und waren, bogleich fie die geſtrigen Noti⸗ 
rungen ziemlich gut behaupteten, eher matt; nur Amerikaner zeichneten ſich 
durch reges Geſchäft und feſte Simmung aus. Ruſſiſche Wertbe blieben ſehr 
ill. Prämienanleihe ſtellte ſich billiger, Bodencredit dagegen beſſer. Preu⸗ 
iſche Fonds behaupteten ihre bisherige Ruhe und Feſtigkeit, von anderen 
deutſchen Staats papieren waren Badiſche und Baieriſche Prämienanleihe be⸗ 
liebt, Köln⸗Mindener Loosantheile ſchwach. Eiſenbahnprioritäten zeigten ſich 
recht feſt. Hannover⸗Altenbekener III., ferner Stettiner garant 'rte in guter 
Frage. Von fremden wird die Anomalie hervorgehoben, die zwiſchen dem 
niedrigeren Courſe der neuen Zprocent. öſterr.⸗franz. Staatsbahn Prioritäten 
und dem der älteren gleicher Gattung vorhanden iſt. Auf dem Eiſenbahn⸗ 
actienmarkte ſtagnirte das Geſchäft fait vollſtändig, die Coursnotirungen das 
ber auch ziemlich ſtabil Leichte Bahnen zeigten ſich beweglicher und gingen 
namentlich Nahebahn und Maſtrichter ſehr lebhaft um. Bankactien ſehr 
ruhig und im Allgemeinen feſt. Provinzial⸗Gew. anziehend, Spritb. Wrede 
böher, Mecklenb. Hypothekenb. lebhaft und ſteigend, Börſen⸗Handelsverein 
u geſtriger Notiz in regem Verkehr, Spielhagen höher und belebt. 
euiſche Bank niedriger, Quiſtorp angeboten. Gewerbebank wiederum 
nachgebend. Induſtriepapjere ohne Leben. Gr. „Pferdebahn verkehrte 
in ſteigender Richtung, Centralfactorei anziehend, Breslauer Oelfabrik 
fteigend, Flora höher, Faconſchmiede geſucht. In Centralſtraßen fehlte es an 
Abgebern. Deſſauer Gas ging zu veſſerem Courſe um. Schwartzkopf feſt 
und höher, Görlitzer Eiſenbahnbedarf behauptet, Bauverein Königſtadt belebt 
und ſteigend. Kölner Bergwerke faſt obne Abgeber, Marienhütte zog an, 
jarperter beliebt, Gelſenkirchen ſteigend, Aplerbecker, Deutſche Bergw., auch 
ochumer A. und B. beſſer, Phönix B. und Märk.⸗Weſtf. Bergw. niedriger, 
Centrum und Louiſe matter. — Um 2% Ubr: ſchwach. Credit 335, —, 
Lombarden 195, —, Franzoſen 523, 50, 
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eichsbank 158, —, Disconto⸗Com⸗ 
mandit 126, 25, Dortmunder Union 9, 50, Sautahütte 56%, Köln⸗Mindener 
95%, Rbeinifche 118, 50, Bergiihe 79, Rumänen 7. (Bank- u. 9.8.) 


1 Telegraphiſche Courſe und Börſennachrichten. 
E (Aus Wolf's Telegr.⸗Bureau.) 
Fr Frankfurt a. M., 3. Februar, Rahm. 2 Uhr 30 M. [Schlußcourſe. 
Londoner Wechſel 203, 72, Pariſer Wechſel 81, 07, Wiener Wechſel 176, 40. 
Böbmiſche Weſtbahn 160% , Eliſabethbahn 144, Galizier 171%, Fran⸗ 
oſen“) 261%, Lombarven*) 98%, Nordweſtbahn 123%, Silberrente 64%. 
en Papierrente 60%, Ruſſ. Bodencredit 85%, Ruſſen 1872 97%, Aufl. An⸗ 
5 leihe de 82 —, Amerikaner de 1885 102%, 1860er Looſe 113%, 1864er 
Looſe 297, 80, Creditactien“) 167%, Nationalb. 775, 00, Darmſtädt B. 112%. 
Brüſſeler Bank —. Berliner Bankverein 75. Frankf. Bankverein —, dto. 
Wechslerbank 76%, Deutſch⸗oͤſterreich. Bank 89%, Meininger Bank 
h 77%, Hahn'ſche Effectenbank —, Reichsbank 158%, Continental —, —. 
Heſſ. Ludwigsbahn 97. Oberheſſen 72%, Ungariſche Staatslooſe 168, 50 
1 do. Schtzw. alte 92%, do. neue 91%. Central⸗Pacifie 91. Türken —. 
Ang. Oftd.⸗Obl. II. 64%. Spielpapiere ſchwach, Anlagewerthe feſt. Privat⸗ 
Dikcen 3% pCt. 
E *) Per medio reſp. per ultime. 


1 

ie; Nach Schluß der Börſe: Creditactien 167%, Franzoſen 261%, Lom barden 
4 9 nelhirs —, 1860er Looſe —. eſterreichiſch⸗deutſche Bank —. 
0 A eich ank —. 

155 Fed. f.. 6. Februar, Nachmittags. [Schluß⸗Courſe.] Hamburger 
St.⸗Pr.⸗A. 116%, Silberrente 64%, Credit⸗Actien 167%, Nordweſtbahn —, 


18 1860er Looſe 114%, Franz. 653, Lombarden 246%, Ital. Rente 71%, 
| Vereinsbank 116%. Laurahütte 55%, Commerzbank 89%, do. II. Emiſſion 
1 —, Norddeutſche 122%, Propinzial⸗Disconto —, Anglo⸗deutſche 51%, do. 
neue —, Internationale Bank 84% , Amerikaner de 1885 95%, Köln⸗Mindener 
„St.⸗A. 95, Rheiniſche Eiſenbahn do. 113%, Bergiſch⸗Märkiſche do. 79, 


Disconto 3 pCt. — Behauptet. 
Hamburg, 3. Februar, Nachmittags. [Getreidemarkt.] Weizen loco 


IE 
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feſt, auf Termine ſtill. Roggen loco flau, auf Termine rubig. Weizen pr. 
Be: bruar 198 Br., 197 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 202 Br., 201 Gd. 
92 Roggen pr. Februar 148 Br., 147 Gd., pr. Mai⸗Juni pr. 1000 Kilo 
151 Br., 150 Gd. — Hafer ruhig. — Gerſte matt. — Rüböl ſtill, loco 


67%, pr. Mai 67, pr. Octbr. pr. 200 Pfd. 65%. Spiritus ftill, vr. Febr. 35%, 
Mäͤrz⸗April 35%, per Mai⸗Juni 36%, per Juni⸗Juli per 100 Liter 100 % 
37. — Kaffee feſt, Umſatz 2000 Sad. — Petroleum ruhig, Standard white 
loco 13, 75 Br., 13, 60 Gd., per Februar 13, 30 Gd., per Auguſt⸗December 
12, 40 Gd. — Weiter: Schön. 

Liverpool, 3. Februar, Vormittags. [Baumwolle.] (Anfangsbericht.) 
Muthmaßlicher Umſatz 10,00 Ballen. Ruhig. Tagesimport 17,000 Ballen, 
davon 10,000 Ballen amerilaniſche, 500 Ballen oſtindiſche. 

Liverpool, 3. Februar, Nachmittags. [Baumwolle.] (Schluß bericht.) 
r Ballen, davon für Speculation und Export 2000 Ballen. 
— Williger. : F 2 f 
Middl. Orleans 6'%, middl. amerikaniſche 6%, fair Dhollerah 47. middl. 
air Dhollerah 47, good midbl. Dhollerah 4, middl. Dhollerab 3%, fair 

engal 4%, good fair Broach 5, new fair Oomra 4%, good fair Oomra 
5, faır Madras 4%, fair Pernam 7%, fair Smyrna 5%, fair Egyptian 670. 
\ Petersburg, 3. Februar, Nachmittags 5 Uhr. [Schluß⸗Courſe.] 
Wechſel auf London 3 Mon. 31/2. do. Hamburg 3 Mon. 2644. do. Amſterdam 
3 Mt. 156. do. Paris 3 Mt. 326%. 1864er zräm.⸗Anlei (geſtplt.) 218%. 
1866er Präm. = Anl. (gftpli.) 217%. 4. Imperjals 6, 30. Große Ruff. Eiſen⸗ 
bahn 158%. Ruſſ. Bodencredit⸗Pfandbriefe 105. Privpatdiscont 6% pCt. 
8 aer urg 3. Februar, Nachm. 5 Uhr. [Productenmarkt.] Talg 
loco 54, 50. eizen loco 11, 00. Roggen loco 6, 75. Hafer loco 4, 75, 
Hanf loco 36, (0. Leinſaat (9 Pud) loco 13, 00. Thauwetter. 

Antwerpen, 3. Februar, Nachm. 4 Uhr 30 Min. [Getreidemarkt.] 
(Schluß bericht.) Weizen unverändert, däniſcher 27%. Roggen matt, Odeſſa 
16%. Hafer ſtetig, Petersburg 21%. Gerſte matt. 

4 Antwerpen, 3. Februar, Nachmittags 2 Ubr 30 Min. [Petroleum⸗ 
Markt.] Schlußbericht.) Raffinirtes, Type weiß, loco 34 Br., per Februar 
3 815 —. Marz 31 Br., per April 30% Br., pr. September 31 bez. und 
r. Matt. 

Bremen, 3. Febr., Nachmittags. [Petroleum] (Schlußbericht.) Stans 
dard wbite loco 13, 50, pr. Februar 13, 30, pr. März 12, 75 bez., pr. 
Auypfril 12, 50 Br. Ruhig. 


Steslau, L. Febr. [Mafſerſtand. D.. 4 M. 28 Cm. U. — N. 64 G. 
. Eisſtand. 8 
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do. do, 


eutsche Hyp.-B.-Pfb. ‘ AN 555 
Srdez d ba Eisenbahn-Stamm-Prloritäts-Actlen. 
do, rückzb. à 1105 105,75 ba Berlin-Görlitzer . 4 — 15 60,28 bu 
do, do, do. 4½ 98,50 b Berliner Nordbahn] ® — ftr. — — 
Ink, H. d. Pr. Bd.-Crd.B 5 — Breslau- Warschau 0 0.15 29 
do. III. Em. do. 5 104.% bzG Halle-Sorau-Gub. 0 0 |5 | 20,75 ba 
Cündb. Hyp. Schuld. 40.5 | 99,39 6 Hannover-Altenb, | 0 0 s | 28 bea 
Iyp.-Anth.Nord.-G.C,B/5 101,99 ba Kohlfurt-Falkenb. 2% |— 5 | — — 
>omm. Hyp.-Briefe . 5 105,50 8 Märkisch-Posener | U — |5 658,50 bz 
do. do. II. Em. 5 101,5 bs Magdeb.-Halberet. | 3% | 3% 3½ 56,50 ba 
Jotk. Präm.-Pf. I. Em. 5 |109,58 br do. Lit. C.] 5 5 |5 85 v7 
do. do, II. EM. 5 106,75 ba Ostpr. Südbahn. 5% ⁶ — |5 | 72,30 bz 
40. 5% Pf. rkzIbr. m. 1105 102.90 bz Pomm, Centralb, .| 0 — tr. 
40.4½ do. do. m. 11%4%½ 35,60 bz& Rechte-O.-U.-Bahnſ 6%, — s 107,28 dz& 
Aeininger Präm.-Pfdb. 4 102,70 bz Rumänier 8 8 8 81,59 dz 
)est. Silberpfandbr, . 5½ 54,75 8 Saal- Bahn. 2% o s 25 0 
do. Hyp.-Crd.-Pfdbr. 65 | 61,00 bz Weimar-Gors, 3 2% |5 | 2250 ba 
»täb.d.Öest.Bd.-Cr.-Ge.5 | 8390 G 
zchles. Bodener.-PIdbr. 5 |190,50 bz 
do. do. 4% 94,50 ba 
zudd. Bod.-Ored.-TIfdb. 5 12,0% G Bank-Papiere. 
de, do, 4% 4½ 98,00 0 Allg. Deut. Hand.-G.] 5 — 4 jeonv.— — 
wiener Silberpfan r,5 — — AngloDeutsche Rk. 0 — 4 82 6 
Berl. Kassen-Ver, 19% | — 4 183 B 
Berl. Handels,-Ges.| 7 — 4 90 bz 
Ausländische Fonds. do.Prod.-w.Hdis.-B.110%, | — 14 | 86 ba 
Oest. Silberrente. . 44½ 64,80 bzB Braunschw, Bank.| 7 — 4 | 86,80 bz 
do. Papierrente, . 4½ 60,39 bz Bresl, Disc,-Bank | 4 — 4 16460 bz 
do. Ser Präm.-Aul. .4 106,8 br@ Bresl.Maklerbank | ® — 4 12 — 
do, Lott.-Aul. v. 60. 6 113786 b. Bresl. Makl. Ver.-B.] 4 FT 
de, Oredit-Loose . . |336,25 6 Bresl. Wechslerb.| 3% — 14 1646 
do. 64er Loose. [297,00 bzB Cobarg.Cred.-Bnk.| 41 — 4 64 G 
2188. Präm.-Anl. v. 64% 180,10 ba Danziger Priv.-Bk.| 6 — 4 1136 
do, do. 18665 18.60 ba Darmst, Creditbk. 10 — 4 112 etbz& 
do. Bod.-Cred.-Pfdbr. 5 | 35,80 b2B Darmst, Zettelbk.] 6% | — 4 | 94,70 bz 
10.Cent.-Bod.-Cr.-Pfdb|6 89,90 bz Deutsche Bank , 5 — 478,40 bB 
Iuss.-Poln. Schatz-Obl. (486 25 @ do. BKeichsbank| — — ftr. 158,40 bz 
Poln, Pfndbr. III. Em. 4 — do. Hyp.-B. Berlin! 7% - 4 | 93,49 B 
Polm, e eee Bus ee Due 8 9 4 | 78. ba 
Amerik. rückz. p. 1881 4 ba sc.-Comm.-An — 4 1126,90 bx 
do, do, 2.188600 102,20 bak Genossensch.-Bnk.| 6 — 90 B 
do. 5% Anleihe . 3 |101,25 bzB do. Juntzo 6 — 4 95½80 6 
“ranzösische Reute | — — Gwb.Schuster u.C.| 0 — 14 | 15 bz 
ital, neue 5% Anleiheſs | 71,25 bz Goth. Grundcreäb.| 9 — 4 104,78 van 
Ital. Tabak-Oblig. . 6 10e 30 b IHamb. Vereins.-B. 11½% — 4 115,50 6 
RBab-Grazer l Thlr. L. 4 79,00 8 Hannov. Band. 6% | — 4 1100,50 20 
Zumänische Anleihe. 8 |101,25 bz 40. Disc Hank 0 — 14 | 84,76 etbz@ 
Tärkische Anleihe. 5 19.50 b Königed. Ver.-Bank 5% — 4 179,60 bz 
öng 5% 8t.-Kisenb.-Aul. s | 72,50 b Ludw.-B. Kwilecki 6 ae 
Leip@ Cred-Anst| 9% — [4 |119,50 36 
10 „Loose 48 0 uxem urg. Bank! 9 — 4 10460 @ 
Flanische 10 Wabern — — Magdeburger do. 4% — f [1086 
Tärken-L 40.00 etbzB Meininger do. 4 — 4 i dein 
A ee Moldauer Lds.-Rk.] 3 — 6 aB 
Nordd, Bank 10 — 4 1123B 
Eisenbahn-Prioritäts-Actlen. fNoraa.Grunder-B| 9% — 4 fel 28 be 
Berg-Märk. Serie II. 4 99,25 bz Oberlausitzer Bk. 0 — 1 845 
do. III, v. St. 3g. ½ 84,50 b2@ Oest. Ored.-Actien| 6 — (4 1335-35 b 
do, do. 1.144, ] 06,90 ba Posner Prov.-Bank| 6 — 4 19236 
de. Hess. Nordbahnſs 103.25 bıB Pr.Bod.-Er-Act.-B.| 8 — 439.80 be 
Berlin-Görlitz.... +. 5, 10250 B Pr. Cent.-Bod,-Ord.| 9 — 4 111750 ba 
., 1 „ „„ 75 Sachs. Bank 100 — 4 118,40 ba 
ee in Anl. Sächs. Cred-Bank| 5 — 81% 6 
Ne 12 4 El — Schl. Bank-Verein| 6 — 4 |84B 
5 = F. 41 _ — Schl. Vereinsbank 5 — 4 | 88106 
da 40. 1 G. Thüringer Bank, 8 — |4 | 73,50 ba 
a 45 HA Weimar, Bank. . 5% — |4 | 58 bas 
2 46. J. (4% 5600 bas Wiener Unioneb, 1 5 — U 120 6 
do. do. K. 4% 30,00 B 
Oöin-Minden III. Lit. A. 4 89,50 G 
do. . Lit B. 4% 98,50 B In eiten) 
do. e 92.20 bz Berliner Bank 0 | — tr. 87 6 
do. . . . V. 4 0.00 B Berl, Bankverein | 4% 10 Im | 78 bz 
Aalle-Sorau-Gubon . 6 | 98,50 bz& Berl, Lombard-B.| 0 — tr. 4 
Jannover - Altenbeken 4 — — Berl. Prod-Makl.-B.] 6 e 
Aarkisch-Posener . 6 020 @ Berl. Wechsler.-B. 0 — ftr. 38,50 0 
- k Bre Pr.-Wechsl,-B,| 0 — ftr. 68 & 
W-M, Staatsb. I. Ser. 4 | 97,00 G = 
do. do. IL Ser. | 86, @ do. Hand. u,Entrep,| ® — . 14 2 
de. do. Obl. L. u. II. 497,20 f Oentralb. f. Genos,| ® — ftr. | 86,49 530 
do. do, III. Ser. | — — Hessische Bank . | 0 — ftr. 550 
Oderochles. Aa.. ne — Ndrschl. Cassenv.| 0 — ftr. 0,50 N 
do. P Ostdeutsche Bank.“ 6 — ftr. 82,28 @ 
ut IE Pos. Pr.-Wechsl.-B.| 0 a 
do. Des 4 191,50 8 Pr. Credit-Anstalt| 0 — ftr. 49 0 
40. we 3% 86.10 bzB Pr, Wechsler-Bnk. 0 — ‘fr, a 
e SE 421101,25 G Sell, Centralbank | 2 AE 
de, S „ 4 50 0 Ver.-Bk. Quistorp| 0 I In 10 K 
8 14421101,25 ba 
do. von 1869/56 10325 6 
4% von 1873, .4 | 59 @ Industrie-Paplere. 
do. von 1874. 4½ 96,75 b:B Berl. Klsonb.-Bd-A.] 7% | — fr. 125,560 6 
do, Brieg-Neisse 405 — D. Eisenbahnb.-G. 0 — 14 | 11,35 ba 
do. Cosel-Oderb,/4 | 91,50 8 do. Reichs-u. Co.-E.] 4 — 14] 71,10 b2@ 
dp. do, 5 103,50 G Märk. Seb. Masch. G. 0 — 41 16,50 0 
do. Stargard-Posen (a4 — — Nord Gummifab.] 6½ — 41 47 0 
do, . II. Em. 4% — — do. J apiertabr.] 4 — 14105 
do. do. III. Em. 4% — — Westend, Com. -G. 0 — tr.] 5,0 vad 
do. Xdrschl. Zwgb. % 75,0 B 
Datpreuss. Südbahn. 8 + — Pr. Hyp.-Vers.-Act. 18% is 4 126 bz 
Zeochte-Öder-Ufer-R. 6 103,50 B Schles. Feuervers,|17 — 4 1870 
schlesw. Eisenbahn . 4% 98,10 6 ET UL 
2 Donnersmarkhüttef 4 — 6 20,0 bz@ 
Uhemnitz-Komotau . |5 | 25,30 0 Dortm. Union 0 4 9,50 ba 
Dax-Bedenbach. . .. * 5 | 67,06 etbzG Königs- u. Laurah. 10 — 4 157 bz 
do, II. Emission . . | 60,60 ba Lauchhammer .| 0 — 4 19 b2@ 
brag- Dun. ° fr. | 23,00 be Marienhütte . 7% 1— ls |] 68 bad 
al, Oarl-Ludw.-Bahn- 5 | 86,90 55 Moritzhütte, .. .. 0 — 44 — — 
do. do, neue 5 | 8,50 etbz6 Oschl. Eisenwerkef 1 — 44 — — 
Zaschau-Oderberg. . 5 64.80 bz Redenhütte..... 0 — |4 | 3,10 bz 
Ung. Nordostbahn . . 6 6150 bz Schi. Kohlenwerke| 0 — 4 20 
Ung. Ostbahn 35300 8 Schl. Zinkh.-Actien] 7 — 483 0 
Gemberg-Czernowitz .|5 | 69,70 8 do, St.-Pr.-Aet.] 7 — 4% 90 etbaG 
do. do. 5 72,10 6 Tarnowitz. Bergb.] 0 — 4 44 6 
do. do. III. | 64,90 bg Vorwärtshütte. . 1 — 4 6 0 
“ährische Grenzbahn 6 | 75,69 bz@ 
Yähr,-Schl, Centralb. fr. | 2660 e!bzB I Baltischer Lloyd. 0 — 4 36 bz& 
do. II. tr. 26 B Bresl, Bierbrauer.) 0 — 41 —— 
Jvonpr.-Rudolf-Bahn % | 72,66 bzG Bresl, E.-Wagenb.] 6% — |4 |44B 
Josterr.-Französische 3 1980 70 do, ver. Oelfabr.| 5 — 14 | 4750 6 
do. do. II. 3 139725 6 Erdm, Spinnerei 4 — 4 20 2 
ic. südl, Staatsbahn s 2360 be Görlitz. Eisenb.-B.] 2% ũ .él 4 | 37 be 
0. neuo 3 236.75 8 Hofim’s Wag. Fabr.] 0 — 4 10 6 
do. Obligationen/$ | 81.40 bz O.-Schl. Eisenb.-B. 2 — 4 286 b 
Vurschav-Wien II. 5 99,5 @ Schl. Leinenind. 7% — [4 | 86,25 ba 
do. III.. s 97,76 B S. Act.-Br. (Scholtz)| © — tr. — — 
do. IV. . 5 94,10 bz@ de. Porzellan] 0 — 4 130,50 ba 
do, Vu . 8 | 92,30 bz Schl. Tuchfabrik 0 — 4 —— 
’ — lo. Wagenb.-Anst.] 0 — Ir — — 1800 
Bank-Discont 6 t. Schl. Wellw.-Fabr,| 0 — 4 fas Lone 
Lombard-Zinsfuss 600t, WilheimakütteMA.| 4 — 444 —— 


Berlin, 3. Februar. [Productenbericht.] Roggen war heute etwas 
reichlicher angeboten auf Termine, zur nn wollten ſich die Ver⸗ 
käufer aber nicht verſtehen, jo daß der Umſatz beſchränkt blieb. Waare wird 
ſchwach zugeführt, iſt aber auch nur wenig beachtet. — Roggenmehl ſchließt 


nach etwas belebterem Verkebr ein wenig matter. — Weizen ift etwas billigen 
verkauft worden. Verkaufluſt war beute im Uebe rgewicht = es kam zu 


größerem Umſatz. — Hafer loco ziemlich preishaltend. Termine unbelebt. — 
Rüdsl ſtill und eher matter. — Spiritus flau. Das Angebot war ziemlich 
umfangreich und bat ſich merllich ſchlechteren Geboten fügen müſſen. 

„Weizen loco 175 210 M. pro 1000 Kilogr. nach Qualitat gefordert, 
weißer märkiſcher — M. ab Bahn bez., gelber mecklenburger — M. bez., 
gelber märkiſcher — M. ab Bahn bez. weißbunter polniſcher — M. ab 
Bahn, ordinar gelb rumäniſcher — M. bez., pr. Februar⸗Marz — M. 
bez., vr. April⸗Mai 194, —193½—194 M. bez., pr. Mai⸗Juni 198—197% 
bis 198 M. bez., pr. Juni⸗Juli 202 — 201 — 202 M. bez. Getündigt — Cir. 
Kündigungspreis — M. — Roggen loc 148 —161 M. pro 1000 Kilogr- 

Qualität gefordert, ruſſiſcher 148—150, M. bez., polniſcher 150% —151 

M. bez., inländiſcher 156—160 M. ab Bahn bez., pr. Januar⸗Februar 149 
M. bei., pr. Frühjahr 150149 —150 M. bez., pr. Mai⸗Juni 149% M. 
bez., pr. Juni⸗Juli 149½ M. bez. — Gekündigt — Ctur. Künobigungspreis 
M. — Gerſte loco 132 —180 M. nach Qualität gefordert. — pafer per 
1000, Kilo loco 135—180 M. nach Qualität gefordert, oſtpreußiſcher 150 
bis 173 M. weſtpreußiſcher 150—173 N., ruſſiſcher 150 173 M., pommerſcher 
165 —174 M. bez., mecklenburgiſcher 165—174 M. bez., böhmiſcher 165 bis 
174 M. ab Bahn bez., ſächſiſcher 165—174 M. ab Bahn bez., pr. Januar⸗ 
Februar — M. bez., pr. Frühjahr 161½ M. bez., pr. Mai⸗Juni 162% M. 
bez., pr. Juni⸗Juli — M. bez. — Gekündigt — Eine. Kündigungspreis — 
M. — Erbſen: Kochwaare 176—210 M., Futterwaare 166—175 M. Wetzen⸗ 
mehl pr. 100 Kilo Br. unverſteuert incl. Sack Nr. O: 27,00 — 26,00 M. bez., 
Nr. 00: — M. bez., Nr. 0 und 1: 25,50 —24,00 M. bez. — Roggenmehl 
Nr. 0: 23,50 — 22,00 M., Nr. O und 1: 21,00 — 19,50 M bez. Roggenmehl 
Nr. 0 und 1: pr. Januar Februar 20,80 M. bez., vr. Februar⸗März 20,80 
M. bez., pr. März⸗April 20,80 M. dez., pr. April. Mai 20,90 —85 M. bez, 
pr. Mai⸗Juni 20,95 M. bez., pr. Juni⸗Juli 21 M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 
21 M. bez. — Gekündigt — Ctur. Kündigungspreis — M. — Oelſaaten: 
Raps — M., Rübſen — M. nach Qualität dez. 

Spiritus per 10,000 Liter loco „ohne Faß“ 43,4 M. bez, „mit Faß“ 
— M. bez. pr. Januar⸗Februar 44,9—7 8 M. bez., pr. Februar-Mär; 44,9 
bis 7—8 M. bez., pr. März⸗April — M. bez., pr. April⸗Mai 47 — 46,7 bis 
46,9 M. bez., pr. Mai⸗Juni 47,413 N. dez., pr. Juni⸗Juli 48,6 —7 
M. bez., pr. Juli⸗Auguſt 50,2 49.89 M. bez., pr. Auguſt⸗September 
51—50,8—9 M. bez., pr. Octbr.⸗ November — M. bez. — Gekündigt — Liter. 
Kündigungspreis — M. 


Breslau, 4. Febr., 


9% Uhr Vorm. Die Stimmung am heutigen 
Martte war im Allgemeinen ſehr ruhig, bei ſchwachen Bufubren — ie 
er 3 Saft 100 m ; 

Weizen in ruhiger ung, pr. tlogr. ſchleſiſcher weißer 15,70 
bis 18,00 — 19,50 Mart, gelber 15,50— 16,75 — 18,50 Mart, feinſte Sorte 
über Notiz bezahlt. 
Roggen, feine Qualitäten vereinzelt mehr beachtet, per 100 Kilogr. 
14,00 bis 14,75 bis 16,25 Mark, feinſte Sorte über Notiz bezahlt. 
Gerſte, wenig verändert, per 100 Kilogr. 12,50 —14,50 bis 15,50 Mark, 
weiße 16,00—17,00 Mark. 
Hafer ſchwache Kaufluſt, per 700 Kilogr. 15,00 —16,30 bis 17,60 Mart, 
feinſter über Notiz. 

Mais unverändert, per 100 Kilogr. 10,50—11,50 Mark. 

Erbſen mehr angeboten, per 100 Kilogr. 17—18— 20,50 Mark. 

Bobnen blieben vernachläfſigt, per 100 Kilogr. 14,80—15,30— 16,50 Mt, 

Lupinen in gedrückter Stimmung, per 100 Kilogr. gelbe 9,60—11,30 
Mark. blaue 9.50 — 11,40 Mart. 

Wicken, ſtärker angeboten, per 100 Kilogr. 1617 18 Mort. 

Delſa aten nur billiger verkäuflich. 

Schlaglein matter. 


Pro 100 Kilogramm netto in Mat und Bf. 


Schlag⸗Leinſaat 27 — — 22 25 
Winterrazs 30 — 2 2 
Winterrübſen 29 — 28 — 26 — 
Sommerrübſen 30 25 29 25 27 50 
Leindotter 26 — 25 — 24 — 


Raps kuchen preishaltend, pr. 50 Kilogr. 7,80 —8 Mark. 

Leinkuchen unverändert, pr. 50 Kilogr. 9,20 — 9,70 Mark. 

Kleeſamen beſſere Kaufluſt, rother preishaltend, pr. 50 Kilogr. 49—55 
bis 58—61 Mark, weißer gut behauptet, pr. 50 Kilogr. 61—64—73—76 Mart, 
hochfeiner über Notü. 

Thymotbee mehr Kaufluſt, pr. 50 Kilogr. 30—32—34 Mark. 

Mehl ſchwache Kaufluſt, pr. 100 Klgr. Wenen fein alt 29,25—30,25 
Mark, neu 25,75 — 26,75 Mark, Roggen fein 26,00 — 2/00 Mark, Hausbaden 
ee Mark, Noggen⸗Futtermehl 10—11 Mark, Weizenkleie 8 bis 

„40 Mark. 


Meteorologiſche Beobachtungen auf der königl. Univerſitäts⸗ 
Sternwarte zu Breslau. 


Februar 3. 4. Nachm. 2 U. Abds. 10 U. Doro. 6 I. 
Luftdruck bei 0° 336% 71 335%082 333° 14 
Buftwärme ... ...... | + 02 | + 0% f Pr 
Dunſtdrufkfk f 1%88 } 182 1442 
Duniſſauigungn Wach | | doo vst. 5 vg. 

Wind ene NW. 1 a 1 S. 2 
Wetter N trübe. trübe. trube, Nebel. 


Selegrapbilde Depeſchen. 
(Aus Wolſf's Telegr.⸗Bureau.) 

Wien, 4. Februar, Früh. In ſpäter Nachtſtunde verſendete die 
Creditanſtalt ein Communlqué, wonach die Unterſuchung Unregel⸗ 
mäßigfelten bei der Prager Filiale ergeben hat. Die Größe des 
Schadens iſt noch nicht endgiltig feſtgeſtellt, doch beträgt er nach den 
bisherigen Ergebniſſen einige hunderttauſend Gulden. Nach der 
Meldung der „Preſſe“ beziffert ſich der Schaden auf eine Million; 
keine Defraudation, ſondern ſtarke nothleidende Actiendepots. 

Chriſtiania, 3. Februar. Der König eröffnete den Storthing 
perſönlich. Die Thronrede gedenkt des Verbältniſſes zum Auslande 
geradeſo wie in der ſchwediſchen Reichstags⸗Thronrede, beſpricht dann 
die norwegiſchen Verhältniſſe und kündigt Vorlagen an, über Erhöhung 
2 Beamtengehalte, Zollreformen und Abänderungen des Wehrpflicht⸗ 

eſetzes. 

Paris, 3. Februar, Abends. Die Alfonſiſten beſetzten Leſacca 
Echalar, die Carliſten Vera. Die Brückenverbindung zwiſchen den 
Bidafioa-Ufern wurde durch die Carliſten aufgehoben. 

Verſailles, 3. Februar, Abends. Die Permanenz ⸗Commiſſion 
beſchloß, am 24. Februar wieder zuſammenzutreten und die Formalien 
feſtzuſtellen, unter welchen die Uebertragung der Gewalten der Natlo⸗ 
nalverſammlung an die neuen Kammern erfolgen ſoll. 

(2. Hirſch' telegraphiſches Bureau.) 

Wien, 3. Febr. Die Fuſion der Brünn⸗Roſſitzer Bahn mit der Staats: 
bahn ſoll in der Weiſe erfolgen, daß für jede Brünn⸗Roſſitzer Actie eine 
ſolche der Staatsbahn und für jede Priorität eine Staatsbahnpriorität aus⸗ 
efolgt wird. Da die Staatsbahn ſelbſt im Beſitze ſämmtlicher Actien der 

rünn⸗Roſſitzer Bahn iſt, ſo wird die Fuſion in der Generalverſammlung 
keinen Widerſpruch finden. 


Kaufmänniſcher Verein. 

Freitag, den 4. Februar, Abends 8 Uhr, im 
kleinen Saale der neuen Börſe: Vortrag des Herrn 
Director Milch über den Entwurf der neuen Concurs⸗ 
Ordnung für das Deutſche Reich. 


Der Vorſtand. [2495] 


ur 1 1 8, 
Steppdeden, Steppröde ade an unge in Sr Packers, Se 


werden ſauber u. l gefertigt bei] mit geräumigem Geſchäfts⸗Local 
Wittwe en tunen ge 8, vermiethen. gc 5 Bebel 
Hof 1 Treppe. ſind für eine Apotheke ſehr geeig 


Verantwortlicher Redacteur: Dr. Stein. 
Druck von Grab, Barth u. Comp. (W. Friedrich) in Breslau. 
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